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Zur Klarstellung. 


Dem Streik im A.C.V. beider Basel folgte eine 
Auseinandersetzung im Genossenschaftsrat, die noch 
nicht zum Abschluss gelangen konnte. Wenn dies 
geschehen ist, so werden wir unsere Leser näher 
darüber unterrichten. Indessen wollen wir schon in 
dieser Nummer die Ausführungen wiedergeben, die 
Herr Dr. Oskar Schär zur Klarstellung der 
Angelegenheit gemacht hat. Sie lauten: 


Im Interesse der Beruhigung und der Wieder- 
gewinnung des Umsatzes würde es liegen, wenn 
die Erörterungen über die sämtlichen Streikvor- 
eänge unterbleiben könnten. Nachdem aber die 
roten Parteien ein Abberufungsbegehren gegen die 
bürgerliche Mehrheit in den Behörden eingereicht 
haben, muss auch die bürgerliche Gruppe ihren 
Standpunkt vor der gesamten Mitgliedschaft und 
der weiteren Oeffentlichkeit vertreten und die tie- 
feren Ursachen und Hintergründe des Streikes auf- 
decken. Zuerst ist zu sagen, dass aus der Einstel- 
lung der Mitgliedschaft zu diesem Streik sich er- 
geben hat, dass diese Mitgliedschaft sich nach zwei 
Weltanschauungen scheidet, die sich gegenseitig 
richt vertragen. Den Mitgliedern aus den Links- 
parteien gilt jeder Streik, auch wenn er sich gegen 
die Gemeinwirtschaft, und damit gegen sie selbst 
sich wendet, als heilig, und wer etwas dagegen 
unternimmt, wird als Verbrecher verfemt. Die neu- 
tralen und bürgerlichen Mitglieder betrachten bei 
den guten Arbeitsverhältnissen des A.C.V. den 
Streik als ein schweres Unrecht und nehmen die 
Arbeitswilligen in Schutz. 


Diese Meinungsverschiedenheit in der Mitglied- 
schaft ist durch den erfolgten Schiedsspruch nicht 
aufgehoben; sie bleibt als Sprengpulver bestehen. 
In einer am letzten Donnerstag mir zugesandten 
offenen Postkarte, unterzeichnet «M. Bodenmann», 
heisst es: «So hat denn die bürgerliche Canaille 
bedingungslos vor uns Roten kapituliert. 
erste Schritt zur Diktatur des Proletariats im 
A.C.V., ist gelungen». Herr Marino Bodenmann er- 
klärt, dass es sich um eine Fälschung seiner Unter- 
schrift handle; dagegen dürfte diese Meinungs- 


Äusserung seinen innersten Gedanken nicht ganz 
Demgegenüber ist festzustellen, dass 


ferne stehen. 


Der | 


der A.C.V. weder unter der Diktatur des Prole- 
tariats noch unter einer bis jetzt noch nie ange- 
strebten Diktatur der Bürgerlichen existieren 
könnte; seine Betriebe und Verkaufsstellen sind so 
angelegt, dass der A.C.V. weder allein mit der 
Konsumation der bürgerlichen Mitglieder, noch 
allein mit der der roten Parteien existieren könnte. 
Zum Unterschied von andern Orten ist der Basler 
Consumverein auf die Benützung durch die ganze 
Bevölkerung eingestellt. Sobald eine der beiden 
Hauptgruppen brüskiert wird, muss der Umsatz 
zurückgehen; dazu braucht es gar keiner öffentli- 
chen Aufforderung, keiner Austrittsbewegung, ein- 
fach einer gewissen passiven Haltung, einer Zurück- 
haltung im Bezuge der Waren; das sollte jeder 
Wirtschaftskundige wissen und deshalb auch auf die 
Auffassung der bürgerlichen und der neutralen Mit- 
glieder und der Verwaltung Rücksicht nehmen. 

Herr Roulet hat Ausführungen von Jean Jaures 
zitiert, die für den A.C.V. mit seiner Behörden- 
organisation und dem weitgehenden Mitspracherecht 
des Personals in keiner Weise zutreffen. Wenn denn 
schon zitiert werden soll, so passen viel eher die 
Ausführungen, die Frau Nationalrat Freundlich über 
einen Vortrag des früheren österreichischen 
Staatskanzlers Renner soeben in der 
« Internationalen genossenschaftlichen Rundschau » 
publiziert hat. Diese beiden Personen sind hoch 
angesehene Vertreter der sozialdemokratischen Par- 
tei und auch von den schweizerischen Sozialdemo- 
kraten als solche anerkannt. Da erklärt Renner 
unter anderm: 


«In das Arbeitsverhältnis tritt nun ein neues 
Moment ein: die persönliche Leistungsfähigkeit des 
einzelnen Angestellten. Wir müssen nun der Lei- 
stungsfähigkeit des Einzelnen unser grösstes 
Augenmerk zuwenden und auch in der Ent- 
löhnung zum Ausdruck kommen 
lassen.» 

Renner tritt also offen und nicht geheim, wie 
der V.H.T.L., für den Leistungslohn ein. Im ferne- 
ren erklärt er: 

«Es liegt auf keinen Fall im Interesse der Ge- 
samtarbeiterschaft, wenn eine kleine Schicht 
von Privilegierten geschaffen wird, deren 
Lebenshaltung weit über den Durchschnitt der 
Massen hinausgeht. Der Aufstieg der Arbeiterschaft 
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kann nur ein allgemeiner sein und nicht der einer 
einzelnen kleinen Schicht.» 

Die bürgerliche Mehrheit der A.C. V.-Behörden 
befindet sich mit ihrem Verhalten also durchaus in 
Uebereinstimmung mit den Grundsätzen und Richt- 
linien, die hervorragende sozialdemokratische Ge- 
nossenschaftspraktiker vertreten und verteidigen. 
Es ist überhaupt eine interessante Erscheinung, dass, 
sobald pflichtbewusste Sozialdemokraten oder Kom- 
munisten zur Leitung von wirtschaftlichen Unter- 
rehmungen wie Konsumgenossenschaften berufen 
werden, sie auch die andere Seite der Wirtschaft 
kennen lernen und dann Manches verbrennen, was 
sie vorher angebetet haben. Die praktische Er- 
fahrung geht dann eben über die Theorie. Die Folge 
ist dann schliesslich das Ausschlussverfahren, wie 
es gegenüber Schlatter von den Kommunisten und 
wie es gegenüber Angst-Fautin von den Sozialdemo- 
kraten eingeleitet wurde. 

In der letzten Sitzung hat Herr Bodenmann be- 
hauptet, es seien im A.C.V. Korruptionsfälle vor- 
gekommen und von der bürgerlichen Mehrheit ge- 
deckt worden. Eine solche Umkehrung der Wahrheit 
ist unerhört. Tatsächlich hat gerade die bürgerliche 
Mehrheit mit der Säuberungsaktion begonnen; das 
war ja ihr Programm: möglichste Sanierung ohne 
Rücksicht auf Personen, mögen sie dieser oder jener 
Gruppe nahe stehen. Wer hat die Misstände im 
Haushaltungsartikelgeschäft aufgedeckt? War es 
nicht der Sprechende, dem deshalb von seiten der 
Sozialdemokraten Vorwürfe gemacht wurden? Wer 
hat die sofortige Entlassung des Vorstehers des Bau- 
bureaus unterstützt? Haben die bürgerlichen 
Gruppen, trotzdem es sich um höhere Angestellte 
handelte, hier irgendwelche Schonung bewiesen ? 
Als der entlassene Vorsteher des Baubureaus eine 
Woche nach der Entlassung eine Privataudienz beim 
Sprechenden nachsuchte, drohte er, wenn die Ent- 
lassung aufrecht erhalten bleibe, würde er eine Bro- 
schüre schreiben und alle Misstände im A.C.V. 
schonungslos aufdecken. Der Sprechende erwiderte 
ihm, er könne ihm keinen grösseren Gefallen tun, 
als wenn er diese Drohung ausführe, weil er dann 
erfahren würde, wo weiter noch zu sanieren sei. 

Bei diesem Anlass sei auch darauf hingewiesen, 
dass anlässlich des Streikes fantastische Gerüchte 
darüber zirkulierten, welche ungeheuere Bezah- 
lungen Herr Angst und Dr. Schär im A.C.V. er- 
halten. Summen von 60,000 und 30,000 Franken wur- 
den genannt, trotzdem die Behördenmitglieder der 
roten Parteien genau wissen, dass die wirklichen 
Ansätze relativ bescheiden sind und dass der 
Sprechende als Präsident des Auf- 
sichtsrates genau gleich viel bezieht 
wie sein sozialdemokratischer Amts- 
vorgänger, und von diesem bescheidenen Be- 
trae noch einen erheblichen Teil für die Propa- 
eandakasse der bürgerlichen Gruppen verwendet, 
die bei ihrem Kampfe nicht mit den vollen Kassen 
der Gewerkschaften und der proletarischen Partei- 
blätter operieren können, sondern ihre Propaganda 
bei Wahlen und sonstigen Abstimmungen im A. C.V. 
ausschliesslich aus den bescheidenen Taggeldern, die 
sie erhalten, finanzieren müssen. Deshalb können sie 
auch nicht mit der gleichen Verschwendung Flug- 
blätter und Zeitungen unter die Masse bringen, wie 
die roten Parteien; wenn sie nicht durch die Wucht 
ihrer Beweismittel wirken könnten, wären sie im 
Kampfe von vornherein unterlegen. 

Warum hat die Verwaltung, und warum haben 
die bürgerlichen Gruppen die Begehren der Streiken- 
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den abgelehnt? Weil sie wissen, dass in einer Reihe 
von Produktivbetrieben des A.C.V. zu teuer ge- 
arbeitet wird, die Spesen viel zu hoch sind. Das 
hat zur Folge, dass die Preise entsprechend erhöht 
werden müssen und dass auch der private Handel 
diese Preise verlangen kann. Hohe Preise im 
A.C.V. belasten also die ganze Bevölkerung und 
bereichern den privaten Handel, der ohne das auch 
illiger verkaufen müsste. Das ist nicht nur in Basel 
bekannt, sondern sogar die «Schweizerische Bauern- 
zeitung» hat kürzlich auf die Eingabe der Basler 
Metzger betreffend Wiedereinfuhr von Vieh ge- 
schrieben: «Das Begehren des A.C.V. sei deshalb 
deplaziert, weil er selbst mit einem Unkostensatz 
von rund 35% des Wareneinkaufswertes rechne, wo 
ein rationell arbeitender Privatbetrieb mit 15 bis 
20% auskommen könne. Bei landesüblichen Unkosten 
könnte er seinen Kunden jährlich über eine Million 
Franken ersparen.» 

Anlässlich der Vorlage der Rechnung über das 
erste Semester 1928 hat der Sprechende konstatiert, 
dass das Schlächtereigeschäft damals einen Zuschlag 
von über 50% zum Einstandspreis erhob, während 
die Preisbildungskommission bei Privatgeschäften 
weit geringere Zuschläge feststellte. Die privaten 
Kohlenhändler rechnen für Entlad, Absacken, Zufuhr 
und Inkasso von 10 Tonnen Kohlen Fr. 100.—; beim 
A.C.V. kostet diese Arbeit mindestens Fr. 350.—. 
Das Brennmaterialiengeschäft ist zurzeit in Reorga- 
nisation, und wenn seinem Leiter die Arbeit nicht 
erschwert wird, ist zu hoffen, dass dort die Miss- 
stände beseitigt werden. Die Bäckerei dagegen ist 
roch nicht saniert. Ein englischer Genossenschafter, 
der ein Jahr dort arbeitete, hat nach seinem Austritt 
einem Basler Freunde geschrieben, «dass dort der 
Arbeitsgang künstlich hinausgezögert werde, dass 
jeder Arbeiter von den acht Stunden pro Tag minde- 
stens eine Stunde untätig sei und dass Neueintreten- 
den von den älteren Arbeitern bedeutet werde, sie 
sollten mit dem Arbeitseifer etwas bremsen. Er 
selber habe es auch so gemacht». 


Von der Schuhfabrik des V.S.K. ist auch nach- 
träglich nach ihrer Sanierung bekannt geworden, 
dass dort der Präsident der Gewerkschaft die fleis- 
sigeren und leistungsfähigeren Arbeiter zum Brem- 
sen in der Arbeitsleistung aufforderte, damit nicht 
die schwächeren Arbeiter den stärkeren gegenüber 
disqualifiziert würden. Dieser Gewerkschaftspräsi- 
cent war langjähriges Genossenschaftsratsmitglied 
der sozialdemokratischen Gruppe. Heute, beim Lei- 
stungslohn, wo jeder Arbeiter für seine Arbeits- 
leistung entsprechend bezahlt wird, verdienen die 
tüchtigen Arbeiter bis zu Fr. 2000.— mehr pro Jahr 
als früher, und wir bürgerliche Behördenmitglieder 
im A.C.V. wollen auch den tüchtigen A.C. V.-Ar- 
beitern durch Einführung des Leistungslohnes eine 
erhebliche Vermehrung des Einkommens ermög- 
lichen, die roten Gruppen nicht; darin besteht 
unsere Arbeiterfeindlichkeit! 

Ich gehöre nun bald 25 Jahre dem Genossen- 
schaftsrat an; jedoch erst nach der Wahl in den Auf- 
sichtsrat erhielt ich eigentlich aus den mir von da 
an zugestellten Protokollen der Verwaltungskom- 
mission Einblick in die Personalschwierigkeiten. Ich 
muss selbst sagen, dass die Verwaltung hierbei eine 
Engelsgeduld bewiesen hat. Sollte die Abberufungs- 
initiative durchgeführt werden wollen, so behalte 
ich mir vor, dieses Material im Kampfe und in der 
Oeffentlichkeit zu verwerten, auf die Gefahr hin, 
dass dieses Material vielleicht dann abschreckender 
wirkt auf den Einkaufswillen der Mitgliedschaft, als 
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der Streik und die Streikvorgänge. Heute sei nur 
erwähnt, dass in vielen Betrieben die Autorität fehlt 
und die Disziplin zu wünschen übrig lässt. Kein 
Wunder, wenn zu Vorarbeitern nur Personen ge- 
wählt werden, die vom Personal vorgeschlagen wer- 
den. Erst letzthin sprach Herr Pascher noch vor 
und erklärte, eine von der Verwaltung vorge- 
sehene Beförderung eines technisch vorgebildeten 
Milcharbeiters zum Vorarbeiter passe dem Personal 
nicht, es schlage einen andern, namentlich erwähnten 
Kollegen vor. 

Durch den Streit zwischen der sozialdemokra- 
tischen und der kommunistischen Arbeiterschaft in 
der Schlächterei sind Dinge bekannt geworden, die 
man sonst kaum erfahren hätte: Schlägereien, Be- 
drohung mit dem Messer, gegenseitige Denunzia- 
tionen, vorzeitiges Verlassen der Arbeit ohne Be- 
willigung werden wiederholt erwähnt. Vorwenig 
Jahren wollte das Schlächtereiper- 
sonal die Einstellung eines bei Bell 
wegen Diebstahls entlassenen Metz- 
gerserzwingen, und als die Verwal- 
tungeskommission nicht einsteigen 
wollte, hat es eine Stunde lang ge- 
streikt. Die Verwaltung ist dann um- 
gefallenundmotiviertediesen Umfall 
damit, beider damaligen roten Mehr- 
heitinden Genossenschaftsbehörden 
wäre sie mit ihrer Weigerung des- 
avouiert worden. 


Es ist der heutigen Behördemehrheit vorge- 
worfen worden, es werde bürgerliche Politik ge- 
trieben. Das stimmt nicht. Die bürgerliche 
Mehrheit hat vor anderthalb Jahren 
erklärt,sie wolle die genossenschaft- 
liche Politik der Verwaltungskom- 
mission, speziell des Herrn Angst, 
unterstützen. Diese Richtlinie ist bis jetzt be- 
folet worden, in manchen schwierigen und müh- 
samen Verhandlungen, meistens gegen die vereinigte 
Opposition der Kommunisten und Sozialdemokraten; 
denn auch die sozialdemokratische Gruppe hat im 
letzten Jahr im Aufsichtsrat meistens den Vorlagen 
der Verwaltungskommission Opposition gemacht. 

Es wirdniemandbehaupten und be- 
weisen können, dass die bürgerliche 
Mehrheit im Aufsichtsrat bisher et- 
was anders getan hat, als die Vor- 
schläge der Verwaltungskommission 
zu unterstützen! 

In einem einzigen Punkt konnten wir der 
Verwaltungskommission nicht folgen, und zwar bei 
dem Tarifvertrag mit dem V.H. T.L., wo wir konse- 
quent blieben, die Verwaltungskommission aber 
umgefallen ist. Im September 1928 hat Herr Angst 
namens der Verwaltungskommission bei Kündigung 
der Tarifverträge erklärt, dass in Zukunft mit allen 
Personalorganisationen die gleichen Verträge abge- 
schlossen werden sollen. Die Christlich-sozialen 
stimmten damals der Kündigung nur zu unter der 
Voraussetzung, dass künftig alle Verträge gleich ab- 
geschlossen werden und keine Gruppe mehr ein 
Arbeitsmonopol habe. Wie das neue Dienst- und 
Gehaltsreglement zustande kam, ist den Behörde- 
mitgliedern bekannt: Nach langen Verhand- 
lungen mit den verschiedenen Per- 
sonalorganisationen und schrift- 
licher Festlegung und Zustimmung zu 
allen Neuerungen durch den V.H.T.L.- 
Verband. In keiner dieser Vereinbarungen ist die 
Zustimmung des V.H.T.L. von dem Abschluss eines 


dem Reglement nicht entsprechenden Tarifvertrages 
abhängige gemacht. 

Es istbekannt, dassin der Sitzung 
des Genossenschaftsrates vom 15. Fe- 
bruar dieses Reglement genehmigt 
wurde und dass dabei Nationalrat 
SchneiderausdrücklichauchdieVer- 
bindlicherklärung für das Fahrper- 
sonalunterstützte. 

Seit jener Sitzung haben sich die materiellen 
Verhältnisse und Unterlagen in keiner Weise ge- 
ändert. Wir halten uns an die Unterschriften und 
Zustimmungen der Sozialdemokraten und Gewerk- 
schaften, während Herr Nationarat Schneider sich 
nicht mehr für gebunden erachtet. Die bürgerlichen 
3ehördemitglieder waren nicht darüber orientiert, 
dass die Verwaltungskommission bei den Verhand- 
lungen über Abschluss von Tarifverträgen den 
V,H.T.L. anders behandeln wollte als die beiden 
andern Organisationen. Die Verwaltungskommission 
hat selber einen Auszug aus dem Reglement als 
Tarifvertrag mit dem V.H.T.L. unterbreitet. Da - 
bei waren die Vorschriften betref- 
fend Leistungslohn wortwörtlich auf- 
eenommen. In den Verhandlungen hat Sekretär 
Pascher sich geweigert, diese Vorschriften aufzu- 
nehmen, da der Vertrag mit dem A.C.V. zu Propa- 
gandazwecken dienen solle. Die Verwaltungskom- 
mission hat schliesslich zugestimmt. Die vorbe- 
haltene Genehmigung zog sich dann bis Ende August 
hin, was nebenbei zeigt, dass, nachdem das Dienst- 
rerlement mit den Tariforganisationen festgelegt 
wurde, der Tarifvertrag nur Formsache ist. Mit den 
beiden andern Personalorganisationen sind summa- 
rische Tarifverträge auf Grund des Reglements ab- 
geschlossen worden. Die bürgerliche Gruppe hätte 
schliesslich auch den Vertrag mit dem V.H.T.L. 
eenehmiren können, wenn der gleiche Vertrag mit 
den beiden andern Organisationen abgeschlossen 
worden wäre und wenn die Vorschriften 
über Leistungslohn nicht verheim- 
lichtworden wären. 

Die Haltung der bürgerlichen Mehrheit im Auf- 
sichtsrat zu dem Vertrage ist auch von den Kommu- 
nisten unterstützt worden. Das ergibt sich aus dem 
Protokoll des Aufsichtsrates vom 30. August 1929, 
noch viel mehr aber aus einer Einsendung im 
«Basler Vorwärts» vom 3. Oktober 1929, die unbe- 
strittenermassen von Herrn Eduard Baumgartner, 
Präsident des Genossenschaftsrates, verfasst ist, der 
mit doppeltem Stimmrecht den bekannten Protest 
des Bureaus des Genossenschaftsrates gegen den 
Aufsichtsrat veranlasst hat. Es fällt mir schwer, 
diese Doppelzüngigkeit des Herrn Eduard Baum- 
eartner, den ich bis jetzt immer noch für einen ein- 
sichtiren Genossenschafter gehalten habe, zu be- 
ereifen. In dem erwähnten Artikel schreibt Herr 
Baumgartner: 

«Das Doppelspiel, das Pascher und Schifferstein 
schon bei Beratung des Reglementes getrieben 
hatten, sollte weitergeführt werden. Im Tarif- 
vertrae, der für den UV H.T.L vorge- 
sehen war, war die verlängerte Ar- 
beitszeit für das Fahrpersonal ver- 
klausuliert. Der Abschnitt, der die 
Grundlage bietet für die Einführung 
des Akkordlohnes, war im Tarifver- 
trage überhaupt nicht aufgeführt. Dafür 
wurden protokollarischeAbmachungen 
mit der Verwaltungskommission getroffen, wonach 
der V.H.T.L. diese Verschlechterungen auch für 


528 


SCHWEIZ. KONSUM -VEREIN 


No. 46 


seine Mitglieder vorbehaltlos anerkennt. Dass die 
Kommunisten diese Schindluderei, die 
mit der Arbeiterschaft getrieben werden sollte, 
nicht mitmachen wollten und erklär- 
ten, dass, wenn der V.H.T.L. einen Ver- 
trag wolle, dann das Reglement der 
Vertrag sein solle, das ist das Ver- 
brechen, das insbesondere dem Ge- 
nossen Baumgartner vorgeworien 
wird. Auch die weitere Behauptung, dass die Kom- 
munisten auch für die Union einen Vertrag forderten, 
kann schon deshalb nicht stimmen, weil diese Frage 
von den in Frage kommenden Arbeitern entschieden 
wird. Richtig ist lediglich, dass der kommunistische 
Sprecher im Aufsichtsrate ausführte, dass auf Grund 
des Beschlusses des Genossenschaftsrates, bei dem 
die Sozialdemokraten die Union von einem Vertrage 
ausschliessen wollten, auch mit der Union ein Tarif- 
vertrag abgeschlossen werden könnte. 

«Wir wissen den Schmerz der V.H.T.L.-Macher 
durchaus zu würdigen und verstehen selır wohl, 
dass es jetzt, nachdem mit marktschreierischen Flug- 
blättern, in Zeitungsartikeln und in grossen Worten 
in den Betrieben erzählt wurde, wir, der grosse 
V.H.T.L., ist die Organisation, die einen Vertrag 
hat, die H.T.L.-Union ist davon ausgeschlossen, 
nicht besonders angenehm ist, die Rolle des betrüb- 
ten Lohgerbers, dem die Felle davongeschwommen 
sind, zu spielen. Für die Arbeiterschaft des A.C.V. 
ist aber in erster Linie notwendig, den sich an- 
bahnenden Zusammenschluss in den Betrieben weiter 
zu fördern und so, wie es die Union zu Beginn der 
Bewegung vorgeschlagen hat, durch gemeinsames 
Handeln die Macht zu werden. die ermöglicht, das 
Dienst- und Gehaltsreglement ausser Kraft zu setzen. 
(Giehen sie diesen Weg, so dürfen sie auf die Sympa- 
thie der übrigen klassenbewussten Arbeiterschaft 
zählen.» 

Frage: Wenn sogar dieKommunisten 
dieser ja nur bedingten Vertragsab- 
lehnung zugestimmt haben, ist diese 
Ablehnung etwas so Schreckliches, 
dass deswegen gestreikt werden 
musste? 

Nachdem die Verwaltungskommission schon so 
oft vor Streikdrohungen zurückgewichen ist, ging 
es diesmal nicht mehr. Auch wenn die gestellten 
Forderungen an sie nicht sehr gross sind, so ist es 
eben der letzte Tropfen. der das Fass zum Ueber- 
laufen bringt, und darum haben die bürgerlichen Be- 
hördemitglieder dem Antrag der Verwaltungskom- 
mission auf Ablehnung zugestimmt. In den Vorver- 
handlungen der Gewerkschaften mit der Verwal- 
tungskommission sind Andeutungen gefallen, dass 
diese ersten Forderungen nur den Anfang bilden 
sollten, um weiteren Forderungen den Weg zu 
öffnen und das so mühsam zustande gekommene 
Reglement illusorisch zu machen. Dass wirklich ein 
Streik ausbrechen werde, glaubten wir, trotzdem uns 
bekannt wurde, dass schon Wochen vorher eine 
Bindung des Fuhrwesenpersonals zum Streik durch 
eine rechtlich unwirksame Konventionalstrafe von 
Fr. 500.— erfolgt sei, nicht recht, da für das Personal 
doch eine vertragliche Bindung bestand durch Unter- 
schrift des Dienst- und Gehaltsreglements, und für 
das Fuhrwesen durch unterschriftliche Anerkennung 
der Vereinbarung. 

Wir hatten die Auffassung, dass 
auch der Arbeiter in Arbeitsstreitig- 
keiten sich nicht einfach über jedes 
Recht hinwegsetzen dürfe. Am 22. Ok- 


tober habe ich noch Herrn Pascher und dem Zen- 
tralausschuss erklärt, wenn sie das Reglement und 
die Vereinbarung nicht anerkennen wollten, stände 
ihnen ja der Weg der vertraglichen Kündi- 


eung frei. Herr Pascher hat sich hohnlächelnd 
über diesen, den rechtlichen Weg zeigenden Rat 
hinweggesetzt. 


In der roten Presse und Propaganda wird immer 
der Sprechende als das Karnikel hingestellt, der 
allein den Streik ausgelöst und zu verantworten 
habe. Ich bin nicht gewohnt, irgend eine Verant- 
wortung für das, was ich getan habe, abzulehnen. 
möchte aber immerhin darauf hinweisen, dass wir 
den Anträgen der Verwaltungskommission gefolgt 
sind und dass die gesamte bürgerliche Gruppe im 
Aufsichtsrat einstimmig dem Antrag der Ver- 
waltungskommission zustimmte. Am Mittwoch Abend 
nach den Verhandlungen des Einigungsamtes habe 
ich der Versammlung der bürgerlichen Aufsichtsräte 
erklärt, dass ich mich dem Entscheide der Gruppe 
anschliesse. Einstimmig ist Ablehnung des Ent- 
scheides des Einigungsamtes beschlossen worden, 
weil man die Auffassung hatte, das Einigungsamt als 
staatliche Behörde sollte einen solchen Vertrags- 
bruch nicht decken und ermuntern. 


Im übrigen sind die Vereinigten bürgerlichen 
Gruppen vor anderthalb Jahren als Kampfgenossen- 
schaft zusammengetreten zum Zwecke der Sanie- 
rung im A.C.V. Der Weg ist erst eingeschlagen, 
das Ziel ist noch fern. Die bürgerlichen Gruppen 
werden geschlossen zusammenhalten, und der Abfall 
eines Einzigen von den gerechten Forderungen wäre 
eine Schlechtigkeit, die man dem Sprechenden am 
wenigsten zumuten kann. 


Dass der Streik eine Unvernunft war, erkannten 
u.a. auch die Hausmilchführer, die ihre Kunden 
weiter bedienen und nicht streiken wollten, aber am 
zweiten Tag sind sie vom Streikkomitee an der 
Weiterbedienung der Kunden verhindert worden. 


Dass der Streik eine Reihe unerfreulicher Be- 
gleiterscheinungen gezeitigt hat, war aus den Mit- 
teilungen der Tagespresse zu ersehen. Mir sind noch 
andere bekannt geworden. So wurden in einer 
Warenfiliale das Schloss der Ladentüre demoliert, 
um das Verkaufspersonal am Morgen am Betreten 
des Ladens zu verhindern. Mitglieder der Frauen- 
kommission forderten die Verkäuferinnen auf, die 
angelieferten Waren nicht anzunehmen, eine ver- 
stieg sich sogar zum Verlangen, die 
Milchaufdie Strasse zuschütten;sie 
einge immerhin nicht so weit wie an- 
dere Personen, die Kindern, die Milch 
im Laden geholthatten, die Milchaus- 
schütteten oder in das Milchgefäss 
spuckten. Eine erste Verkäuferin erlitt unter den 
Drohungen einen Nervenzusammenbruch und musste 
in ein Sanatorium verbracht werden. 


Nun eine weitere Folge: Es sind von ängstlichen 
oder aufgebrachten Mitgliedern grössere Depositen- 
guthaben zurückgezogen oder gekündigt worden. 
Den Anfang hat am Freitag, den 25. Oktober ausze- 
rechnet der Handels- und Transportarbeiterverband 
gemacht also die Streikleitung. die auf einen Schlar 
Fr. 15.000.— zurückzog. Einige der Einlerer haben 
mündlich oder schriftlich beim Rückzug ihr Vorgehen 
begründet. Eine Frau erklärte, sie sei geschlagen 
worden, als sie etwas in einem Laden holen wollte. 
Sie sei zwar auch nur Arbeiterfrau, aber wo Der- 
artiges vorkomme, wolle sie ihre Ersparnisse nicht 
länger belassen. 
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Ein Mann kündet schriftlich sein Depositum und 
legt zur Begründung einen Streikartikel des «Vor- 
wärts» vor mit dem Bemerken, wenn solches ge- 
schrieben werde, befürchte er für die künftige 
Sicherheit seiner Einlagen. 

Der A.C. V. ist mit seiner Bilanz stark auf kurz- 
fristige Mittel eingestellt. Wenn nun im Gefolge der 
Abberufungsinitiative die Beunruhigung anhält, even- 
tuell sich noch steigert und die Rückzüge und Kündi- 
gungen zunehmen sollten, so könnte das für den 
A.C.V. zu Schwierigkeiten führen; er müsste die 
bisher hypothekenfreien Liegenschaften mit Hypo- 
tiheken belasten, eventuell käme er in eine gewisse 
Abhängigkeit von Banken und könnte die Unter- 
stützung der Baugenossenschaftsbewegung, die er 
bis jetzt vorbildlich betrieben hat, nicht weiter füh- 
ren. Ein Andauernlassen der Beunruhigung könnte 
also zu bedenklichen Konsequenzen führen. 

Weil wir Genossenschafter sind, weil uns ein 
Weiterbestehen und Weiterwirken des A.C.V. am 
Herzen liegt, bieten wir die Hand zum Frieden und 
fordern auch die neutralen und bürgerlichen Mit- 
glieder auf, den A.C.V. auch fernerhin noch mehr 
als bisher zu benützen; dagegen machen wir darauf 
aufmerksam, dass wir die Auswirkung der kommen- 
den Kämpie auf die Warenbezüge beim A.C. V. nicht 
voraussehen können. Die Linksparteien tragen für 
die Wirkung dieser Kämpfe die Verantwortung, das 
sei heute schon festgestellt. 

In diesem Zusammenhang ist auf die Aeusse- 
rungen im «Zürcher Volksrecht» zu verweisen, so- 
wie auf die Stimmung im Bundeskomitee des 
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes, die beide 
den genossenschaftlich denkenden Sozialdemokraten 
die Unterstützung der Abberufungsinitiative abraten. 

Zum Schlusse sei betont, dass die 
bürgerliche Mehrheit für das, was sie 
im Interesse des A.C.V. getan hat, die 
Verantwortung voll übernimmt. Wir 
iassenunskeinerleiAnwürfeund Vor- 
würfe gefallen und weisen alle An- 
geriffe zurück Wir werden, trotzdem 
wir mit beschränkten Finanzmitteln 
kämpfen müssen, dem Kampi uns stel- 
len und bis zum Ende für den A.C.V. 
kämpfen, denn wir wissen, dass ein 
proletarischer Sieg das Ende der Be- 
deutung des A.C.V. bringen würde, 
zur grössten Freude der privaten 


Händler. 
>] 


Neutralität oder Richtungslosigkeit? 


Unter obigem Titel setzt sich Herr Dr. Willy 
Spühler im «Volksrecht» vom 30. Oktober 1929 mit 
der in der Verbandspresse publizierten Antwort der 
Verwaltungskommission des V.S.K. auseinander, 
die erteilt wurde auf eine vom Genossenschaftsrat 
des Lebensmittelvereins Zürich beschlossene Mo- 
tion zwecks Einleitung einer Abwehraktion gegen 
die in der letzten Zeit durch Zollerhöhung auf But- 
ter, Schweinefett, Kartoffeln sowie durch die Vieh- 
einfuhrsperre zum Ausdruck gelangte Zollpolitik 
des Bundesrates. 

Wenn die leitenden Behörden des Verbandes 
den an sie gestellten Begehren auf Stellungnahme 
in Zolltariffragen, die nicht nur die städtischen 
Konsumenten, sondern auch die bäuerlichen Mit- 
glieder unserer Verbandsvereine berühren, nicht 
Rechnung tragen konnten, so geschieht dies nicht 
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etwa aus gefühlsmässigen Gründen, sondern einzig 
und allein in der Erkenntnis, die die Verwaltungs- 
kommission aus der Vergangenheit hinsichtlich der 
Behandlung solcher Fragen gewonnen hatte, ferner 
aus ihrem Verantwortungsbewusstsein heraus, alles 
das zu unterlassen, was einer gedeihlichen Weiter- 
entwicklung unserer Bewegung hindernd in den 
Weg treten könnte. 

So sehr die Verbandsleitung bestrebt ist, im 
Rahmen der ihr zur Verfügung stehenden Mittel die 
Konsumenteninteressen zu wahren und zu fördern, 
so sehr muss sie anderseits ablehnen, sich an Ak- 
tionen zu beteiligen, die den Lebensinteressen grös- 
serer Kreise der Mitgliedschaft entgegentreten. Wir 
geben dabei ohne weiteres zu, dass es dem Ver- 
band dadurch nicht möglich ist, zu gewissen wirt- 
schaftspolitischen Fragen Stellung zu nehmen. Die 
Berechtigung dieser Tatsache wird aber jeder er- 
kennen, der unvoreingenommen z.B. das Ergebnis 
der im Jahre 1923 zur Abstimmung gelangten eid- 
genössischen Zollinitiative betrachtet, wo, trotz 
offizieller Befürwortung und Unterstützung durch 
die Verbandsbehörden, das Initiativbegehren mit 
wuchtiger Mehrheit abgelehnt wurde, indem sich 
nur rund 171,000 Stimmberechtigte zugunsten der 
Initiative aussprachen. Wenn man bedenkt, dass 
im V.S.K. rund 360,000 Mitglieder oder Familien 
organisiert sind und somit nicht einmal die Hälfte 
dieser Mitglieder die Zollinitiative unterstützten, so 
muss hieraus der Schluss gezogen werden, dass 
grosse Teile der schweiz. Konsumentenschaft mit 
den Grundlinien der schweizerischen Zollpolitik ein- 
verstanden sind. Diese nicht wegzuleugnende Fest- 
stellung zwingt der Verbandsleitung geradezu eine 
neutrale Stellungnahme in solchen Zollfragen auf. 

Damit ist keineswegs gesagt, dass diese Neu- 
tralität zu einer «Richtungslosigkeit» führen müsse. 
Die Richtung der Verbandspolitik ist gereben durch 
den Zweck und die Ziele, die der V.S.K. nach Auf- 
fassung des Grossteiles der organisierten Konsu- 
mentenschaft und nach den aufgestellten Statuten 
zu befolgen hat. 

Die Statuten des V.S.K. schreiben vor, dass 
der V.S.K. parteipolitisch und konfessionell neutral 
sei, dagegen habe er in wirtschaftspolitischen Fra- 
gen die Konsumenteninteressen zu wahren. In wel- 
cher Richtung diese Wahrung der Konsumenten- 
interessen erfolgen soll, ergibt sich aus den wei- 
teren statutarischen Bestimmungen, als Aufgaben, 
von denen wir insbesondere hervorheben: die Or- 
ganisation der Konsumkraft der schweizerischen 
Bevölkerung durch Sammlung und Zusammen- 
schluss der auf genossenschaftlicher Grundlage be- 
ruhenden schweizerischen Konsumentenorganisa- 
tionen. Dass diese Sammlung und der Zusammen- 
schluss der Konsumkraft nur dann wunentwegt 
weitergeführt werden kann, wenn nicht von den 
leitenden Organen des Verbandes in wirtschafts- 
politische Streitigkeiten eingegriffen wird, die ge- 
wisse Teile der Mitgliedschaft vor den Kopf 
stossen würden, scheint ohne weiteres klar zu sein. 
Weiter ist vorgesehen, dass diese gemeinsamen In- 
teressen der angeschlossenen Organisationen mit 
vereinten Kräften und Mitteln zu pflegen und wahr- 
zunehmen seien, der Verband habe Anstalten und 
Betriebe für den Einkauf, für die Produktion oder 
für die Abgabe von Gebrauchsartikeln zur Deckung 
des Bedarfes der schweizerischen Konsumenten zu 
errichten. Ferner ist auch die Versicherung auf ge- 
nossenschaftlicher Grundlage zu fördern, ein un- 
teilbares Genossenschaftsvermögen anzusammeln, 
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die genossenschaftliche Organisation in der Schweiz 
möglichst auszubreiten und zu entwickeln und all- 
gemein genossenschaftliche Aufklärung und Ge- 
sinnung in der schweizerischen Bevölkerung zu 
verbreiten. Diese Zwecke, die hier nur kurz wieder- 
gegeben sind, sollen erreicht werden durch Feststel- 
lung sowie durch Deckung des Bedarfes der Ver- 
bandsvereine auf dem Wege des gemeinsamen Ein- 
kaufes, der eigenen Produktion oder auf andere 
zweckdienliche Weise, durch Beteiligung an in- und 
ausländischen Unternehmungen, durch den Betrieb 
einer Geschäftsstelle für den Geld-, Zahlungs- und 
Kreditverkehr. was nun durch die Genossenschait- 
liche Zentralbank erfolgt, durch Betrieb von Ver- 
sicherungsanstalten, durch Herausgabe von Press- 
organen und sonstigen Publikationen, überhaupt 
durch Förderung aller Bestrebungen zur Ausbrei- 
tung und Entwicklung der konsumgenossenschaft- 


Druckarbeiten aller Art 


wie: 

BR Anteilscheine, Obligationen 
Rechnungen, Einkaufsbüchlein 
Depositenbüchlein, Kataloge 
Finkäuferkarten, Männerkarfen 
Memorandum, Brietbogen 
Kuverts, Sitzungskarten 
Jahresberichte, Reglemente 
Statuten, Fragebogen eic. 
werden infolge unseres auswahl- 
reichen Schriftenmaterials, der guten 
maschinellen Einrichtungen u. guter, 
sauberer Ausführung, in ein- und 
mehrfarbigem Druck, innert kurzer 
Frist bei zivilen Preisen geliefert 


Druckerei V.S.K. Basel 


lichen Organisation und Verbreitung richtiger ge- 


nossenschaftlicher Grundsätze. 

Eine richtige Befolgung dieser statutarischen 
Bestimmungen erheischt Zusammenfassung aller 
Kräfte, die im Rahmen unserer Organisation ge- 
weckt und ausgebaut werden können. 

Wenn Herr Spühler in seinem Artikel einen 
Widerspruch herausliest zwischen der Stellung- 
nahme des Verbandes zu den privaten Monöpol- 
gebilden und seiner Stellungnahme gegen die Mass- 
nahmen zum Schutze der Landwirtschaft, so ist die 
Haltung des Verbandes in diesen beiden Fällen 
ohne weiteres gegeben. Die organisierten Konsu- 
menten sind einig hinsichtlich des Schutzes der 
Konsumenteninteressen gegenüber den Monopol- 
gelüsten der Kartelle und der Truste, sie sind aber 
nicht einig hinsichtlich der zu treffenden Mass- 
nahmen bezüglich des Schutzes der landwirtschaft- 
treibenden Bevölkerung, unter der viele Konsum- 
vereine zahlreiche Mitglieder besitzen. 

In einer wirtschaftlichen Organisation, wie der 
V.S.K. eine ist, geht es nicht an, innerhalb seines 
Rahmens Fragen zum Austrage zu bringen, die 


letzten Endes nur eine innere Schwächung, die sich 
schliesslich zum Nachteil der Konsumenten in ihrer 
(iesamtheit auswirken würde. 

Wir müssen uns versagen, an dieser Stelle auf 
alle Punkte im Artikel von Herrn Dr. Spühler ein- 
zutreten, möchten ihm dagegen empfehlen, sich hin- 
sichtlich unserer Ausführungen, dass auch der 
Kleinbauer von den bundesrätlichen Massnahmen 
Nutzen ziehen werde, bei den Angehörigen dieser 
Kreise über die tatsächlichen Verhältnisse zu er- 
kundigen. 

Bei Ueberlegung der vorhin angeführten Auf- 
aben und Ziele des V.S.K., wird sich jeder Ge- 
nossenschafter sagen müssen, dass daraus keines- 
wegs eine «rein geschäftliche Einstellung des 
V.S.K.» gefolgert werden kann, sondern das ganze 
Wesen und Streben der im V.S.K. verkörperten 
(ienossenschaftsbewegung geht darauf aus, ein 
inneres Verhältnis der Mitglieder zur (ienossen- 
schaft, das Herr Dr. Spühler vermisst, zu schaffen, 
allerdings in dem Sinne, dass daraus ein vermehr- 
tes, tieferes Verständnis für die Lebensnotwendig- 
keit der Angehörigen der verschiedenen Volks- 
kreise gebildet werde. 


SS 
Ueberflüssige Aufregung. 


In No. 45 des «Schweiz. Konsum-Verein» vom 
Y%, November ist ein mit drei Sternchen gezeichneter 
Artikel erschienen, der schon durch seinen Titel 
«Spaltung?» in weiten Kreisen der schweize- 
rischen Genossenschafter Aufregung verursachen 
muss und nach seinem ganzen Inhalt erst recht dazu 
angetan ist, der Genosenschaftsbewegung zu scha- 
den. Der Verfasser dieses Artikels sucht gewisse 
Vorgänge der letzten Zeit in lokalen Konsumge- 
nossenschaften dahin zu deuten, dass eine «soge- 
nannte radikale Richtung» sich bemerkbar mache. 
die unter allen Umständen die politische Neu- 
tralität des V.S.K. aufgeben und sich aktiv in 
der Politik betätigen wolle. Als angebliche Be- 
weise für diese Anschuldigung zieht der Autor neben 
dem Konflikt im Allgemeinen Consumverein beider 
Basel «ein geharnischtes Zirkular» des Lebensmittel- 
vereins Zürich an den V.S.K. und an die grösseren 
Konsumvereine heran, ferner Debatten und Be- 
schlüsse an der Delegiertenversammlung des 
Kreises VIII. Aus alledem folgert der Verfasser des 
Artikels, man wolle es zur Spaltung treiben, wolle 
die schweizerischen Konsumgenossenschaften und 
den V.S.K. so quasi mit Teufelsgewalt ruinieren. 

Ich bedaure, dass derartige Simmen im Organ 
des Verbandes schweiz. Konsumvereine laut werdeiı 
konnten, wie ich auch den Tenor des Artikels lebhaft 
bedauert habe, der in No. 42 des «Schweiz. Konsum- 
Verein» unter dem Titel «Wir lehnen ab» erschienen 
ist. Damit zunächst die Leser dieses Blattes selbst 
beurteilen können, ob das Zirkular des Lebens- 
mittelvereins derart «geharnischt» gelautet hat, 
dass es ebenso geharnischt zurückgewiesen werden 
müsse, möchte ich mir gestatten, dieses Zirkular in 
seinem vollen Wortlaut hier aufzuführen. Es lautet: 


«Der Genossenschaftsrat des 1.V.Z. hat in seiner kürz- 
lichen Sitzung vom 27. September a.c. beschlossen, folgende 
von Herrn Dr. Willy Spühler namens der sozialdemokratischen 
Fraktion des Genossenschaftsrates eingereichte Motion erheb- 
lich zu erklären, unter Ueberweisung an die Verwaltungskom- 
er des L.V.Z. zum Bericht und Antrag. Diese Motion 
autet: 


«Der QGenossenschaitsrat des L.V.Z. erblickt in den 


neuesten Erhöhungen der Butter- und Schweineschmalz- und 
Kartoffelzölle und der Vieheinfuhrsperre Massnahmen, die 
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die Preise wichtiger Nahrungsmittel stark in die Höhe treiben 
und dadurch die Lebenshaltung breiter Schichten des Volkes 
nachhaltig verteuern, ohne der Landwirtschaft selbst auf die 
Dauer zu helfen. 

Der Genossenschaftsrat des L.V.Z., getreu seiner Auf- 
xabe, die Interessen seiner Mitglieder zu wahren, beauftragt 
die Verwaltungskommission, mit dem Verband schweiz. Kon- 
sumvereine und unmittelbar mit den Konsumgenossenschaften 
der grösseren Orte in Verbindung zu treten zur Einleitung 
einer Abwehraktion gegen die die Konsumenten und die 
ganze Wirtschaft schädigende, einseitige Interessen verfol- 
gende Zollpolitik des Bundesrates.» 


Die Verwaltungskommission des L.V.Z, hat beschlossen, 
den Wortlaut dieser Motion der Verwaltungskommission des 
Verbandes schweiz. Konsumvereine, sowie den dem V.S.K. 
angeschlossenen Konsumvereinen mit über I Million Franken 
Umsatz zur Kenntnis zu bringen und diese aufzufordern, ihre 
Stellungnahme in dieser Angelegenheit bekannt zu geben. 

In der Tat sind weite Kreise der unselbständig Erwerben- 
den durch die Zollmassnahmen des Bundesrates beunruhigt. 
Die Furcht vor einer Verteuerung der Lebenshaltung herrscht 
in weiten Kreisen unserer städtischen Konsumentenschaft. Die 
grosse Zollerhöhung auf Butter musste umsomehr auffallen, 
als diese Massnahme mit einer Erhöhung der Weltmarktpreise 
zusammenfiel. Die Verteuerung der Butter wird ein Zurück- 
zehen des Verbrauches bringen, ohne Nutzen für die Landwirt- 
schaft. Was die Vieheinfuhrsperre anbelangt, so ist Ihnen zur 
Genüge bekannt, in welcher Weise sich diese Absperrung 
gegenüber der Konsumentenschaft punkto Preise und Qualität 
auswirkt. 

Unsere Behörde ist der Auffassung, dass die Stellung- 
nahme gegenüber der Zollpolitik des Bundesrates als eine 
rein wirtschaftspolitische Sache betrachtet werden darf und 
dass es Aufgabe unserer Konsumentenorganisationen ist, alles 
dasienige vorzukehren, was geeignet ist, dieser Zoll- und 
Schutzpolitik des Bundesrates ein Ende zu bereiten, zum 
mindesten, um weitere Preiserhöhungen durch ähnliche Mass- 
nahmen des Bundesrates in Zukunft zu verhindern, Dabei 
haben wir die Auffassung, dass auch weite Kreise von Kon- 
sumenten innerhalb der Landwirtschaft diese Stellungnahme 
begreifen werden, Höhere Produktenpreise bringen dem Lande 
höhere Güterpreise. Wir verweisen auf die wiederholten Dar- 
legungen in dieser Sache eines Prof. Dr. Steiger im «Bund» 
und in den «Basler Nachrichten». 


Dieses Zirkular wurde ausser an die Verwal- 
tungskommission des V.S.K. an 38 grössere lokale 
Konsumgenossenschaften in der ganzen Schweiz 
gerichtet. Der in ihm erwähnte Beschluss des Ge- 
nossenschaftsrates vom 27. September wurde mit 
allen sozialdemokratischen und bürgerlichen Stim- 
men gegen die Stimmen der fünf Kommunisten ge- 
fasst, denen diese Resolution viel zu wenig weit 
ging, viel zu wenig «scharf» war. Der Sprecher der 
bürgerlichen Fraktion hat vor der Abstimmung aus- 
drücklich erklärt, auch in ihren Kreisen herrsche 
Beunruhigung über die neuesten zollpolitischen 
Massnahmen des Bundesrates, weshalb sie der von 
dem Sozialdemokraten Dr. Willy Spühler bean- 
tragten Motion ohne jedes Bedenken zustimmen 
könnten. 

Dass über die Zweckmässigkeit und Berechti- 
gung der bundesrätlichen Beschlüsse betreffend Er- 
höhung des Butterzolls, des Zolls für Schweine- 
schmalz wie namentlich über die Aufrechterhaltung 
der Vieheinfuhrsperre auch in weiten bürgerlichen 
Kreisen die Meinungen durchaus geteilt sind, könnte 
der Einsender des *** Artikels mühelos aus der 
Tagespresse feststellen. So hat zum Beispiel die 
«Neue Zürcher Zeitung» sowohl in ihrem politischen 
wie namentlich in ihrem Handelsteil in letzter Zeit 
mehr als einmal recht kritische Stimmen zu diesen 
agrarprotektionistischen Massnahmen laut werden 
lassen, die vor allem von der Sorge diktiert sind, 
dass mit solchen Massnahmen der ohnehin sehr 
schwierige Stand der schweizerischen Export- 
industrie auf dem Weltmarkt weiterhin verschlech- 
tert werde. 


Das alles hat nach unserer Ueberzeugung mit 
Politik und namentlich mit Parteipolitik 


nicht das mindeste zu tun. Im Lager der bürger- 
lichen Parteien ist seit Jahrzehnten stets eine be- 
deutende Strömung gegen den Protektionismus zu 
konstatieren gewesen, ohne dass es jemals einem 
Menschen eingefallen wäre, diese Gegner der Zoll- 
politik als verkappte Sozialdemokraten zu denun- 
zieren. In der Wirtschaftskommission des Völker- 
bundes, die sich seit Monaten mit dem Abbau der 
Zölle beschäftigt, haben die Sozialdemokraten be- 
stimmt nur einen ganz bescheidenen Einfluss, den- 
noch hat sich diese Kommission jüngst auf Thesen 
geeinigt, die neben dem Abbau der Zölle in allen 
Staaten auch die Bekämpfung aller sonstigen Ein- 
fuhrbeschränkungen postuliert. 

Auch der Verband schweiz. Konsumvereine hat 
in früheren Jahren diese antizöllnerische Tendenz 
nachdrücklich unterstützt, ohne dass damals der 
Vorwurf gegen ihn erhoben werden konnte oder 
auch nur erhoben worden ist, er treibe eine seine 
eigenen Organisationen ruinierende Politik. 

Wir Anhänger einer grösseren Aktivität des 
V.S.K. in allen wirtschaftspolitischen Fragen 
haben doch nur von unserem guten Recht Gebrauch 
gemacht, wenn wir dafür eintreten, dass der Ver- 
band schweiz. Konsumvereine den Artikel 2 seiner 
Statuten zur Anwendung bringe, der ihm in wirt- 
schaftspolitischen Fragen die Wahrung der Konsu- 
menteninteressen auferlegt. Darüber, ob und wenn 
ia in welchem Umfang und in welcher Weise dieser 
statutarischen Pflicht nachgelebt werde, soll in 
durchaus sachlicher und kameradschaftlicher Weise 
diskutiert und zuguterletzt auf demokratische Art 
entschieden werden. In jedem Falle wird sich die 
Minderheit dem Mehrheitsbeschluss fügen müssen, 
mag er nun so oder anders lauten. Es ist den Be- 
fürwortern einer aktiveren Wirtschaftspolitik im 
V.S.K. auch nie eingefallen, mit der Spaltung zu 
drohen, wenn sie mit ihrer Auffassung unterliegen 
sollten. 

Wozu also alle diese unmissverständlichen 
Drohungen mit der Spaltung von der anderen Seite, 
durch den Verfasser des Artikels in No. 45 des 
«Schweiz. Konsumverein»? Er hätte diese pronon- 
zierte und aufgeregte Stellungnahme umso weniger 
nötig gehabt, als doch auch ihm bekannt sein dürfte, 
dass einstweilen keine Aussicht besteht, für unsere 
Auffassung an einer Delegiertenversammlung des 
V.S.K. die Mehrheit zu erlangen. 


Ueber solche Fragen sollte man aber immerhin 
«nter Genossenschaftern reden dürfen, ohne dass 
man deshalb als Schädling an der ganzen Bewe- 
gung gebrandmarkt und als «Spalter» denunziert 
wird. Wir Sozialdemokraten im Lebensmittelverein 
Zürich sind uns unserer Verantwortung als Ge- 
nossenschafter mindestens ebenso bewusst wie der 
Verfasser des dreisternigen Artikels, wir haben 
gerade in Zürich gezeigt, dass uns nichts ferner 
liegt als die Ausnützung unserer Stellung zu partei- 
politischen Zwecken. Darüber könnte sich der Ver- 
fasser des Artikels «Spaltung» mühelos bei jedem 
bürgerlichen Mitglied der Behörden des Lebens- 
mittelvereins die nötige Aufklärung geben lassen. 

Man sollte auch zwei so total verschiedene 
Dinge wie den Streik im A.C.V. mit allen seinen 
Begleiterscheinungen und die Stellungnahme zu den 
bundesrätlichen Massnahmen im angeblichen In- 


teresse der Landwirtschaft nicht künstlich in einen 
Zusammenhang bringen wollen. Der Schreiber dies 
hat als Sozialdemokrat alles getan, um den Streik 
im A.C. V. beider Basel so schnell als möglich bei- 
legen zu helfen und er wurde darin von Anfang an 


seitens der prominentesten Vertreter der schweize- 
rischen Gewerkschaften unterstützt. Diese Haltung 
war in erster Linie diktiert von der Sorge um das 
Genossenschaftswesen im allgemeinen und den 
A.C.V. im besonderen, wobei wir uns durchaus 
bewusst waren, damit zugleich im wohlverstande- 
nen Interesse der Arbeiterbewegung als Ganzes zu 
handeln. Dieser Arbeiterbewegung kann es zu 
allerletzt dienlich sein, wenn die Genossenschaften 
in ihrer Entwicklung geschädigt werden. 

Friedr. Heeb- Zürich. 


=>] 
Betrachtungen zum Basler Streik. 


1. Persönliches, allzu Persönliches, 


Von der Streikliteratur im allgemeinen darf man 
sagen, dass sie noch nie von schöngeistiger Art ze- 
wesen ist, und der Basler Streik war in dieser Hin- 
sicht nicht etwa rühmliche Ausnahme, sondern eher 
beschämendes Gegenteil. Man kann sich des Ein- 
druckes nicht erwehren, dass die Wortführer des 
Streiks glaubten, auf dem Boden der Genossenschaft 
sei es gestattet oder sogar notwendig, alle sachliche 
Würde beiseite zu lassen. Das Bemühendste waren 
jedenfalls die Angriffe, die gegen einzelne 
Personen geführt wurden; es ist keine Ueber- 
treibung, wenn man sagt, dass damit fast der ganze 
Wortkampf bestritten wurde. Aufsichtsratspräsident 
Dr. Schär und Zentralverwalter Angst wurden zum 
Inbegriff alles Verderblichen für die Genossenschaft 
gemacht und damit eine persönliche Verhetzung er- 
reicht, die schlechterdings nicht mehr zu überbieten 
ist. Gegen Dr. Schär war das nur die Steigerung 
jener Angriffe, die seit Jahren von breiterem Boden 
aus mit dem offensichtlichen Zwecke verübt wer- 
den, ihn in der Konsumvereinsbewegung unmöglich 
zu machen. Er hat in den Augen dieser Gegner die 
Sünde begangen, in der Getreideversorzungsfrage 
denjenigen Standpunkt beizubehalten, den seinerzeit 
die Kreiskonferenzen billigten; er hat beim Einstehen 
für die monopolfreie Lösung seiner genossenschaft- 
lichen Ueberzeugung keinen Zwang antun müssen, 
weil unsere Bestrebungen auch Versorgungsmög- 
lichkeiten enthalten, die durch die Tatsache augen- 
fälligen Ausdruck finden, dass eigene leistungsfähige 
Gienossenschaftsmühlen da sind. Gleichwohl — «Der 
Jude wird verbrannt»! : 

Als Dr. Schär nach dem Uebergang der Mehr- 
heit an die bürgerliche Richtung im A.C.V. beider 
Basel das Präsidium des Aufsichtsrates übernahm, 
sah er sich vor die Wahl gestellt, entweder eine 
passive oder eine aktive Rolle zu spielen. Wenn 
er sich zu letzterer entschloss, so bewies er, dass 


er imstande war, die genossenschaftliche Pflicht 
der persönlichen Bequemlichkeit voranzustellen. 
Das Eingreifen, das an verschiedenen Stellen 


erfolgen musste, war weder leicht noch angenehm, 
jedenfalls war es nicht dazu angetan, demjenigen, 
der dabei in erster Linie beteiligt war, den Ruf des 
guten Mannes zu verschaffen. Dr. Schär hat un- 
bekümmert darum, ob ihm wohlwollendes oder ge- 
hässiges Verhalten bezeigt wurde, die ihm im In- 
teresse der Genossenschaft als erforderlich erschei- 
nenden Massnahmen getroffen und dabei allem An- 
schein nach im vollen Einvernehmen mit Zentral- 
verwalter Angst gehandelt. Dieser ist schon vor 
einigen Jahren mit dem Ausschluss aus der Sozial- 
demokratischen Partei bedroht worden und auch 
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jetzt amtet seiner Person wegen ein Parteigericht. 
Zu den Genossenschaftsfunktionären, die mit der 
Partei in Gegensatz gerieten, gehört auch B. Jaggi; 
er erlitt von 1914 an harte Anfechtungen von Seite 
der Arbeitersekretäre Bock und Schneider, weil 
nach Ausbruch des Krieges im V.S.K. die Ferien- 
bestimmung ausser Krait gesetzt werden musste, 
um bei dem starken Personalentzug, den der Militär- 
dienst dem Betriebe brachte, die Arbeitsbewältigung 
zu ermöglichen. Dann brachte die Einordnung des 
Verbandes in allgemeine wirtschaftliche Massnah- 
men weitere Finwendungen von Parteiseite, was 
dann zur Folge hatte, dass Jaggi von seinen politi- 
schen Aemtern zurücktrat, um sich die Freiheit für 
das zenossenschaftliche Wirken zu sichern. Vor 
einigen Tagen ist auch Verwalter Schlatter, dessen 
Auffassungen über genossenschaftliche Notwendig- 
keiten beanstandet wurden, aus der kommunistischen 
Partei ausgetreten. 

Man kann nach allen Erfahrungen sagen, dass 
leitende Genossenschaftsfunktionäre, die einer der 
erwähnten Parteien angehören, sehr der Gefahr aus- 
gesetzt sind, zur Parteirechenschaft gezogen zu 
werden, wenn sie etwas tun, das zwar im Interesse 
der Genossenschaft getan werden muss, aber in par- 
teipolitischer Hinsicht nicht opportun ist. Vor einigen 
Jahren sagte dem Schreibenden ein in der Genos- 
senschaftsbewegung hervorragend tätiger Sozial- 
demokrat, dass es für den A.C. V. beider Basel das 
denkbar Besorgniserregendste wäre, wenn Angst 
die Leitung eines Tages aufgeben müsste. Seither 
hat man ihm einige Parteiprozesse angehängt und 
jetzt, wo «die Niederlage der Verwaltung und der 
bürgerlichen Mehrheit komplett sei», wird ganz un- 
verblümt gesagt, dass auch er verschwinden muss. 
Dr. Schär gehört der radikal-demokratischen Partei 
an, was gegen ihn einen ersten Verdachtsgrund 
schafft, dann steht er in der Leitung des V.S.K., was 
einen zweiten Verdachtsgrund rechtfertigen soll. Er 
sei «als Schädling verflucht» worden, war am 30. Ok- 
tober in der «Arbeiter-Zeitung» zu lesen. Das ist 
allerdings schwülstig-romanhaft gesprochen, allein 
es muss dem Umstande zugute gehalten werden, 
dass eine Hetze Tag für Tag ihre Steigerung haben 
will. Diese Gegner Dr. Schärs scheinen ihre Bemü- 
hungen bis zu dem Punkte ausdehnen zu wollen, wo 
auch der letzte in ihm nur noch den pechschwarzen 
Reaktionär sieht. Dr. Schär ist nicht zuletzt zu hohen 
politischen Aemtern gekommen, weil ihm aus links- 
orientierten Kreisen Stimmen zukamen, die ein an- 
derer Bürgerlicher nicht erhalten hätte, und dass 
das nicht von ungefähr kam, sondern einem fort- 
schrittlichen Wirken zugeschrieben werden konnte, 
ist für alle Wissenden klar. Es ist ja übrigens noch 
keine Ewigkeit verflossen seit jener Zollinitiative, 
die ihren fleissigsten Befürworter in Dr. Schär hatte. 
Das Resultat hat ihm, der ein engstirniger Mensch 
sein soll, Klargemacht, dass man besser tut, mit dem 
Kopf nicht durch die Wand rennen zu wollen. Nichts 
kann den Genossenschaftsführer besser qualifizieren 
als das Handeln, das sich auf die Erkenntnis des 
Wirklichen und Massgebenden stützt und sich auch 
durch Anfeindungen nicht stören und aufhalten lässt. 
Der Vorwurf der Arbeiterfeindlichkeit ist ja immer 
da, wenn die an der Spitze der Genossenschaft ste- 
henden Personen — sie können unter Umständen 
auch Linksstehende sein — die erhobenen Forderun- 
gen für höhere Löhne, kürzere Arbeitszeit etc. ganz 
oder teilweise ablehnen müssen. Man hat solches 
im A.C.V. auch schon zu Zeiten gesehen, als die 
Bürgerlichen in der Minderheit waren. 
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Eine so krasse Gruppenscheidung, wie sie nun 
in der Basler Genossenschaft besteht, lässt die füh- 
renden Persönlichkeiten viel prononcierter hervor- 
treten, als in Genossenschaften, wo etwas feinere 
Beziehungen es gestatten, mehr Wert auf Zusam- 
menarbeit als auf Gruppenmanifestationen zu legen. 
Jedenfalls haben diejenigen, die ein derart genossen- 
schaftlich erspriesslicheres Verhältnis verachten, 
kein stark begründetes Recht, andern die Genossen- 
schaftswürdigkeit abzusprechen und sie nach Mög- 
lichkeit schlecht zu machen. In der Mitgliederver- 
tretung des A.C.V., sowie im Aufsichtsrate ist 
wahrlich kein Ueberiluss an hervorragenderen Per- 
sönlichkeiten, so dass man besser täte, die persön- 
lichen Anfeindungen und Anschuldigungen nicht ge- 
rade zum System zu erheben. Es ist greifbar syste- 
matische Hetze, was da von gewissen Seiten kommt, 
und weil sie mit dem Anschlag auf Personen auch 
den Verband berührt, muss dageren entschieden 
Protest erhoben werden. 

Abgesehen vom Basler Streik ist allgemein zu 
sagen, dass allzuleicht bald hier bald dort Vermu- 
tungen auftauchen, die gleich wie halbe Beschuldi- 
gungen aussehen. Da ist z.B. vor einigen Wochen 
in den Basler Nachrichten ein Artikel erschienen, 
in dem auf die Berner Opposition hingewiesen und 
die eventuellen Folgen des Kampfes — es werde 
«diesmal hart auf hart gehen» — angedeutet wur- 
den: Boykotterklärung xegen den Verband bezw. 
Neugründung einer zweiten Grosseinkaufsstelle mit 
Sitz in Bern. Wir dürfen wohl sagen, dass alle lei- 
tenden Personen im V.S.K. die bezüglichen Aeus- 
serungen als Ausfluss einer überreizten Phantasie 
beurteilten. Da wir glaubten, dass sich solche Mut- 
massungen durch ihre Uebertreibung schon von 
selbst erledigt haben mussten, verzichteten wir dar- 
auf, sie ausdrücklich abzulehnen. Nun bezieht sich 
aber der Berner Konsument auf die Aeusserung und 
erklärt dabei: «Wir nehmen zur Ehre des Herrn 
Dr. Oskar Schär an, er stehe der genannten Kor- 
respondenz fern». Diese verfängliche Wendung gibt 
denen, die sie gelesen haben, einiges Recht zu der 
Annahme, am Ende habe der wenannte Dr. Schär 
doch die Hand im Spiele für das Hintereinander- 
bringen im V.S.K. gehabt. 

Die Konsumvereinsbewegung bedarf, wenn sie 
eine befriedigende Entwicklung nehmen soll, des 
Vertrauens möglichst grosser Kreise. Mit dem Her- 
untermachen von führenden und leitenden Personen 
erreicht man sicher nur eines: die Erschütterung des 
Vertrauens in die Genossenschaft und in die Genos- 
senschaftssache. In Basel ist es hohe Zeit, sich zu 
überlegen, ob man die persönliche Verhetzung auf 
die Spitze treiben darf, und auf schweizerischem 
Boden wird es auch besser sein, wenn das Sachliche 
obenauf bleibt. 

I! 


Der Streik im Allg. Consumverein Basel 


hat wohl ieden Genossenschafter, der das Genos- 
senschaftswesen nicht allein nach den Prozenten der 
Rückvergütung einschätzt, mit aufrichtigem Be- 
dauern erfüllt. Im Nachstehenden sei auch einem 
Aussenstehenden, d.h. einem Genossenschafter vom 
Lande, dem die nähern Verhältnisse in Basel nicht 
so genau bekannt sind und der nur durch die Presse- 
artikel unterrichtet ist, gestattet, seiner Meinung und 
wie solche überhaupt in weiten Kreisen vorherr- 
schen dürfte, Ausdruck zu verleihen. Dies soll aber 
nicht so aufgefasst werden, als ob der Einsender 
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sich anmassen möchte, dem A.C.V. am Zeug zu 
flicken, sondern lediglich um darzutun, wie etwa die 
Sache auf dem Lande beurteilt wird. Dabei hoffe 
ich gerne, der «Schweiz. Konsum-Verein» werde 
meine Aecusserungen ohne wesentliche Aenderungen 
wiedergeben (es geschieht ohne irgendwelche Aen- 
derung. Die Red.), trotzdem einiges darin enthalten 
sein wird, das sowohl auf der einen wie auf der 
andern Seite vielleicht nicht passt und nicht aner- 
kannt wird. 

Um es vorweg zu nehmen, dieses Schauspiel 
hätte man unsern Gegnern nicht bieten und den 
Streik sowohl hüben wie drüben unter allen Um- 
ständen vermeiden sollen, liege nun das Recht mehr 
da oder dort. Der Einsender und mit ihm wohl noch 
eine grosse Anzahl Genossenschaften sind überzeugt, 
das bei einigermassen gutem Willen, sowohl von der 
Genossenschaftsleitung wie auch von Arbeiterseite, 
dieser Streik sich hätte vermeiden lassen. Liest man 
den Bericht im «Schweiz. Konsum-Verein» vom 
2. November, so findet man, die Genossenschafts- 
leitung sei im Recht; liest man die Berichte von sei- 
ten des Personals, so findet man wieder, dieses sei 
im Recht. 

Die Gründe, oder doch ein Hauptgrund, der zu 
diesen unliebsamen Ereignissen geführt hat, sind 
wohl nicht allein in dieser Neuregelung der Vertrags- 
verhältnisse zu suchen, solche sind vielleicht bloss 
als eine Episode im ganzen zu betrachten. Bekannt- 
lich werden gewisse Funktionäre im V.S.K. schon 
seit längerer Zeit angegriffen, dass sie die Interessen 
der Konsumenten zu wenig intensiv wahren oder 
sogar noch das Gegenteil tun. Es soll nicht Zweck 
dieser Zeilen sein, das Dafür oder Dagegen zu be- 
weisen, sondern meine Auffassung geht dahin, ein 
gewisser Zusammenhang mit den Ereignissen der 
letzten Tage lasse sich nicht abstreiten. Wenn auch 
der V.S.K. und der A.C.V. zwei verschiedene In- 
stitutionen sind, so stehen doch zum Teil die näm- 
lichen Personen im Mittelpunkt der beiden Vereini- 
gungen und dies dürfte wohl auch in den Konflikt im 
A.C. V. hineingespielt und mitgewirkt haben. 

Wenn man sich die Ereignisse in der Abstim- 
mungskampagne gegen das Getreidemonopol in Er- 
innerung ruft, die dann eine Fortsetzung fanden in 
der Wahl des Herrn Zgraggen in den Verwaltungs- 
rat des V.S.K., die der sozialdemokratischen Partei 
den bisher innegehabten Sitz entriss, als alleinige 
Folge, weil kurz vorher die Mehrheit im A.C.V. an 
die bürgerlichen Gruppen überging, und wenn man 
sich weiter erinnert an die letztes Frühjahr zur Ab- 
stimmung gelangte Getreide-«Ordnung», wo jetzt 
schon ungefähr das Gegenteil von dem eingetreten 
ist, was damals in die Wagschale geworfen wurde, 
nämlich eher eine Brotverteuerung statt eine Ver- 
billigung') und weiter die lebenshaltungsverteuernden 
Massnahmen des Bundesrates der letzten Zeit, zu 
denen man sich zuständigenorts passiv verhielt und 
man es ablehnte, sich für die Interessen der Konsu- 
menten einsusetzen, trotz verschiedener Proteste, 
nicht zuletzt aus Basel selbst, kann man eine daraus 
resultierende, immer grösser werdende Spannung 
zwischen links und rechts leicht konstatieren. Diese 
fand nun im Fuhrleutestreik des Alle. Consumvereins 
eine erste explosive Auswirkung.?) Es änderte wohl 


‘) Für uns ist wichtig, dass unsere Genossenschaitsmühlen, 
wie es bereits zweimal geschehen ist, den Mehlpreis im Sinne 
einer Senkung beeinflussen konnten. Die Red. 

?) Unseres Erachtens ist der Verfasser mit der Annahme, 
dass der Streik im A.C.V, durch die Haltung des Verbandes 
in allgemein-wirtschaftlichen Fragen mitverschuldet wurde, voll- 
ständig im Irrtum. Die Red. 
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die Institution, aber die Personen der Kämpienden 
singl,dieselben, oder doch zum Teil. 


Bei diesem Streik sind nach den Berichten Aus- 
wirkungen vorgekommen, die auch von links stehen- 


den (Genossenschaftern entschieden verurteilt wer- 


den müssen; denn. ob eine Boykottverhängung über 
die Genossenschaft das Richtige war, möchte ich 
bezweifeln, besonders wenn man weiss, dass bei 
Konflikten mit Privatbetrieben nicht so ohne wei- 
teres von dieser Waffe Gebrauch gemacht wird. 
Anderseits wurden auch von der verantwortlichen 
Mehrheit im A.C.V. Massnahmen getroffen, die 
xerenüber den Fuhrleuten geradezu als Provokation 
wirken mussten und die den Anschein erwecken, 
dass man es absichtlich auf eine Kraftprobe ankom- 
men lassen wollte; gemeint ist speziell die Anwer- 
bung von Streikbrechern noch bevor nur ein Streik- 
beschluss sicher war. 


Es ist nur zu hoffen, dass aus diesem unseligen 
Kampf einige Lehren gezogen werden möchten. 
Einerseits wäre zu wünschen, dass von den betrei- 
fenden Instanzen die Interessen der Konsumen- 
ten unter allen Umständen wahrgenommen werden 
sollten und diese rekrutieren sich zum weitaus gröss- 
ten Teil aus Arbeiter- und Fixbesoldetenkreisen. Es 
wird dann auch bei diesen das Vertrauen zu den 
bezüglichen Institutionen und deren Vertretern wie- 
der gehoben werden. Zweifelsohne werden dann 
auch die Vertreter der Arbeiterschaft übertriebenen 
Forderungen des Personals oder einzelner Katego- 
rien ein entschiedenes Nein entgegen rufen, speziell 
dann, wenn, wie im Falle Basel, die bezüglichen Ar- 
beitsbedingungen zeradezu vorbildlich sind. Wenn 
es auch stetsfort das Ziel der Arbeiter sein muss, ihr 
Kulturniveau zu heben und dies kann nur durch 
bessere Existenzverhältnisse erreicht werden —, so 
kann dies auf keinen Fall so verstanden sein, dass 
Forderungen in dieser Hinsicht gerade bei Genossen- 
schaften, an deren Gedeihen die Gesamtarbei- 
terschaft das grösste Interesse hat, so weit ve- 
trieben werden, dass die betreffenden Betriebe nicht 
mehr konkurrenzfähie wären und die bei den Arbei- 
tern der Privatbetriebe trotz aller Solidarität, sagen 
wir einmal als ungerecht empfunden werden müss- 
ten, indem es letztern einfach nicht möglich wäre, 
ähnliche oder nur annähernde Bedingungen zu er- 
ringen. Dies ist nun auch nicht in dem Sinne aufzu- 
fassen, dass die kleine Lohnaufbesserung, die den 
Fuhrleuten zugebilligt wurde, einen nennenswerten 
Einfluss auf die Betriebsrechnung des A. C. V. haben 
wird. Es darf sogar das (ienossenschaftspersonal, 
speziell die untern Schichten, den gleichen Katego- 
rien der Privatbetriebe punkto Entlöhnung schon 
etwas voraus sein. Es muss natürlich Sache der betr. 
(jenossenschaftsbehörden sein, das richtige Mass 
herauszufinden, ohne dass dabei die Prosperität des 
Betriebes darunter leidet. 


Wenn oben erwähnt wurde, dass die Untätigkeit 
des V.S.K. gegenüber den jüngsten Massnahmen 
unserer Landesexekutive eine gewisse Enttäuschung 
bei der Arbeiterschaft ausgelöst hat, die im Konflikt 
ınitgewirkt haben dürfte, so möchte der Einsender 
anschliessend bemerken, dass ınan es auch auf dem 
Lande nicht recht verstehen kann, dass sich der Ver- 
band in dieser Sache passiv verhielt, trotzdem doch 
der grösste Teil der Konsumenten sich aus den un- 
selbständige erwerbenden Schichten zusammensetzt. 
Iıı unserer Ortschaft wenigstens, die auch eine grosse 
landwirtschaftliche Bevölkerung aufzuweisen hat, 
sind die Mitglieder der Konsumgenossenschaft aus 


Bauernkreisen bald gezählt. Nebst einigen Klein- 
bauern, die zugleich auch Fabrikarbeiter sind, folg- 
lich zu diesen zu zählen sind, beziehen nur einzelne 
wenige Landwirte Waren aus dem Konsum. Dies ist 
eigentlich auch gar nicht verwunderlich, wenn, wie 
man ab und zu hört, gewisse Bauerngrössen mehr 
oder weniger versteckt die andern vor dem Beitritt 
zur Konsumgenossenschaft warnen. Da nützen die 
schönsten Abmachungen von Genossenschaftsver- 
band zu Genossenschaftsverband nichts, dessen darf 
man in Basel gewiss sein. Zugegeben, dass vielleicht 
an gewissen Orten das Verhältnis zwischen land- 
wirtschaftlicher Bevölkerung und Konsumgenossen- 
schaft etwas anders ist, aber das ändert im gesamten 
wohl wenig. BEISE.L, 
<>] 


Streikrummel. 


In der als Beilage der kommunistischen Tages- 
zeitungen erscheinenden «Arbeiteriugend» 
vom 9. November ist folgendes zu lesen: 


Die Jugend im A.C. V.-Streik. 

Die gesamte Arbeiteriugend Basels nahm regen 
Anteil an dem Streik der A.C. V.-Arbeiter. Beson- 
ders half sie aktiv mit, die Parolen des Gewerk- 
schaftskartells durchzuführen. 

Am Samstagabend zogen eine grössere Anzalıl 
Jugendgenossen durch das St. Johannquartier. Uner- 
müdlich verbreiteten sie in Sprechchorform die 
Parole: 

Arbeiter, kauft nicht mehr im A.C. V. während 
dem Streik 


unter die Arbeiterschaft. Ueberall wurden unsere 
Jugendgenossen durch laute Bravorufe begrüsst. 

Am Lysbüchel, ein ausgesprochener Arbeiter- 
wolnbezirk, war bereits eine grosse Menge von 
Arbeitern und Jungarbeitern versammelt. Unsere 
Jugendgenossen liessen sich diese Gielegenheit nicht 
entgehen, sofort eine Demonstrationsversammlung 
durchzuführen. 

Ein Jugendgenosse zeigte in kurzen markanten 
Worten die Rolle der Herren Angst und Schär auf, 
welche eine Politik betreiben, die allen genossen- 
schaftlichen Grundsätzen Hohn spricht. Er drückte 
den Streikenden die volle Solidarität der arbeiten- 
den Jugend aus und forderte alle Anwesenden auf, 
an dem Streik der A.C. V.-Arbeiter regen Anteil zu 
nehmen und die Streikenden in ihrem Kampfe zu 
unterstützen. Er hob die glänzende Haltung der 
Jugend im Lysbüchel hervor, welche die Streiken- 
den in jeder Beziehung unterstützen. 

Kurz vorher hatte die Polizei eine Gummi- 
knüppelattacke gemacht und verhaftete einen jungen 
Arbeiter. Die Versammlung erhob den schäristen 
Protest gegen einen solchen Polizeiterror. Mit einem 
kräftigen «Hoch» auf den Kampf der A.C. V.-Ar- 
beiter wurde die von einem glänzenden Kampfgeist 
vetragene Kundgebung geschlossen. 

Gerade der A.C. V.-Streik hat ınit aller Deut- 
lichkeit gezeigt, dass nur eine gut organisierte ge- 
schlossene Arbeiterschaft ihre Aktionen mit Erfolg 
durchführen kann. 

Darum Jungarbeiter, auch ihr müsst euch or- 
ganisieren, und zwar im Kommunistischen Jugend- 
verband, der einzig und allein den Kampf für die 
Verteidigung eurer Interessen führt. Ami. 


= 
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Erklärung. 


Der Apostrophierung und der Fussnote der Re- 
daktion nach ist bedauerlicherweise meine Recht- 
fertigung nicht richtige verstanden worden. Diese 
Sätze sind nicht die Auffassung der Frauenkommis- 
sion und der Einsenderin, sondern beziehen sich auf 
den Satz «Was sich einzelne Mitglieder in diesem 
Kampfe erlaubten usw.» Für mich persönlich stehen 
nach wie vor die Interessen der Gienossenschaft an 
erster Stelle, und ich bin weit davon entfernt, sie 
dem engern Kreis einer Partei oder Gewerkschaft 


unterordnen zu wollen. R.M. 
>>) 
Verband zur Bekämpfung des 
Zugabewesens. 
(Mitg.) Schon vor Jahren erblickte man in 


Kreisen des privaten und genossenschaftlichen De- 
tailhandels im ständig an Boden gewinnenden Zu- 
gabe- und Geschenkunwesen eine Gefahr, der un- 
bedingt entgegengetreten werden muss, soll nicht 
der seriöse Handel und auch die Konsumentenschaft 
in höchstem Masse geschädigt werden. Die Ver- 
tretungen der hauptsächlichsten privatwirtschaft- 
lichen und konsumgenossenschaftlichen Organisa- 
tionen fanden sich deshalb im Verlaufe des Som- 
mers und Herbstes zusammen, um die Frage eines 
gemeinsamen Vorgehens gegen das Zugabewesen 
auf dem Wege der Selbsthilfe zu besprechen, und 
man kam überein, eine Arbeitsgemeinschaft zu 
gründen, deren Ziel es ist, den Kampf gegen diese 
unlautere Reklamereform auf einheitlicher Basis 
durchzuführen. Der Schweizerische Rabattverband 
in Biel, die «Union» schweizerische Einkaufsgesell- 
schaft in Olten, der Verband der Genossenschaften 
Konkordia der Schweiz in Zürich, der Verband ost- 
schweizerischer landwirtschaftlicher  (ienossen- 
schaften in Winterthur, der Verband schweiz. 
Konsumvereine in Basel und der Verband schwei- 
zerischer Spezereihändler in Solothurn kamen an- 
lässlich einer Konferenz vom 15. Oktober überein, 
einen Verband zur Bekämpfung des Zugabewesens 
zu gründen und weitere Organisationen einzuladen, 
sich an dieser Gründung zu beteiligen. 

Anlässlich der am 7. November in Olten statt- 
gefundenen (iründungsversammlung orientierte 
Herr C. Olivier, Zentralpräsident des Schweizeri- 
schen Rabattverbandes, Biel, in einem eingehenden 
Referat über die Entwicklungsgeschichte der Be- 
kämpfung des Zugabeunwesens, skizzierte die 
Massnahmen, die der Schweizerische Rabattverband 
gestützt auf seinen Beschluss vom 30. Juni 1929 in 
dieser Sache bereits getroffen hat und gab Auf- 
schluss über das weitere Vorgehen in der gemein- 
samen Aktion. Nach dieser erschöpfenden Aufklä- 
rung wurde der Statutenentwurf, der von den 
(iründermitgliedern ausgearbeitet worden war, ein- 
gehend behandelt. Dieser sieht unter anderem vor, 
dass alle Organisationen und Unternehmen der 
Warenverteilung, sowie denjenigen, die an der Be- 
kämpfung des Zugabeunwesens Interesse haben, zur 
Mitgliedschaft zugelassen werden können, wobei es 
für die Aufnahme der Einstimmigkeit aller Mitglie- 
der bedarf. Der neue Verband hat auch den admini- 
strativen Apparat auf ein Minimum beschränkt und 
bestellt lediglich zwei Organe, die Mitgliederver- 
sammlung und die Geschäftsstelle. Die Mitglieder- 
versammlung kann in Fragen, die das Zugabeun- 


wesen befassen, nur mit Einstimmigkeit der anwe- 
senden Vertreter gültig Beschluss fassen. Anläss- 
lich dieser Versammlung hat jedes Mitglied eine 
Stimme. Die Mitgliederversammlung wählt ihren 
jeweiligen Tagespräsidenten. Der Geschäftsstelle 
kommt die Vorbereitung der Geschäfte für die Mit- 
gliederversammlungen zu und die Durchführung 
deren Beschlüsse. Die Verbandsmitglieder haben 
die Verpflichtungen, alle Massnahmen zu ergreifen, 
um das Zugabeunwesen zu bekämpfen und sind be- 
rechtigt, den Verband und seine (ieschäftsstelle in 
Anspruch zu nehmen, soweit sie dies zur Unter- 
stützung ihrer Vorkehrungen gegen das Geschenk- 
unwesen als notwendig erachten. 

Die Statuten fanden einstimmige Genehmigung 
aller Anwesenden, so dass der Tagespräsident, Herr 
Direktor Brandenberger, Olten, die Gründung als 
vollzogen erklären konnte und damit auch das In- 
krafttreten der Statuten. Die Gründerorganisationen 
und eine weitere eingeladene Finkaufsgesellschaft 
erklärten den sofortigen Beitritt. Die Vertreter der 
übrigen anwesenden Verbände und Grossdetail- 
firmen gaben die Zusicherimg, ihren zuständigen 
Instanzen den Beitritt zum Verband empfehlen zu 
wollen, ihrerseits die Gründung des Verbandes be- 
grüssend. 

Als Geschäftsstelle wurde einstimmig der 
Schweizerische Rabattverband gewählt, der bereits 
über die notwendige Organisation zur Erfüllung des 
Verbandszweckes verfügt und in dessen Aufgaben- 
kreis es ohne weiteres liegt, dem Zugabeunwesen 
entgegenzutreten. 

Naclı einer Besprechung über das weitere Vor- 
gehen, konnte der Vorsitzende nach dreistündigen 
Debatten die Versammlung schliessen. Diese Grün- 
dung darf als eine der wichtigsten Aktionen der 
letzten Jahre inbezug auf die Wahrung des Grund- 
satzes von Treu und Glauben im Wirtschaftsleben 
betrachtet werden und aus dem Umstand, dass der 
überwiegendste Teil sämtlicher Warenverkaufs- 
stellen unseres Landes bereits heute schon durch 
ihre Mitgliederschaften im Verband eingeschlossen 
ist, kann erwartet werden, dass der Kampf gegen 
das Zugabeunwesen zu einem erfolgreichen Ende 
geführt werden wird. 


I] 


Der Konsumverein Frauenfeld 


hat seinen Mitgliedern den 37. Geschäftsbericht mit 
der Jahresrechnung pro 1928/29 zugehen lassen. 
Ein kurzer Ueberblick zeigt, dass auch in Frauenfeld 
etwas von der Aufwärtsentwicklung des Genossen- 
schaftswesens profitiert wurde. Der Umsatz ist um 
rund Fr. 82,000.— gegenüber dem Vorjahr gestiegen. 
Auch die Mitgliederzahl hat um 25 zugenommen. 
Wenn das angefangene Betriebsjahr die gleiche Ent- 
wicklung zeigt, könnte zum erstenmal ein Zwei- 
millionen-Umsatz erreicht werden. 

Das Betriebsjalr gehörte zu den normalen. Der 
Bericht beschäftigt sich mit der baulichen Entwick- 
lung von Frauenfeld und findet dieselbe zur Eröffnung 
von neuen Lokalen noch nicht reif. Der Personal- 
bestand zeigt wesentliche Veränderungen. Einem 
Giesuch des Personalverbandes um Ausrichtung einer 
(iehaltsstufe, wie sie im Lohnvertrag vorgesehen ist, 
konnte zurzeit nicht entsprochen werden, 

Das Rechnungsergebnis darf sich sehen lassen. 
Der Betriebsüberschuss beläuft sich auf Fr. 51,898.15. 
Mit Ausnahme des Milchgeschäftes haben sämtlich: 
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Betriebszweige zum guten Ergebnis beigetragen. 
Ein Sorgenkind wird immer das Käserei-Milch- 
geschäft bleiben, weil einerseits die Betriebsun- 
kosten hohe sind und die überschüssige Konsum- 
milch auf andere Milchprodukte umgearbeitet wer- 
den muss. Sparkasse- und Obligationenkonto haben 
um beinahe Fr. 20,000.— zugenommen: das erstere 
weist einen Bestand von Fr. 361,779.10, das letztere 
einen solchen von Fr. 555,000.— auf. Die Mitglied- 
schaft hat also ein erfreuliches Zutrauen zur guten 
Lage des eigenen Betriebes. 

Der Reservefonds konnte nach statutarischer 
Vorschrift gespiesen werden und hat nunmehr die 
Höhe von Fr. 103,000.— erreicht. Die Mobilien 
stehen mit Fr. 9000.— zu Buch, während die Ma- 
schinen, das Wirtschaftsmobiliar und die zwei Last- 
autos vollständig abgeschrieben sind. Hierin liegen 
zweifelsohne merkliche stille Reserven. 

Das Käsereigeschäft weist inklusive Schweine- 
verkäufe einen Umsatz von Fr. 296,144.26 auf. Die 
Manufakturwarenabteilung hatte bei einem Lager- 
bestand von Fr. 110,000.— einen Verkaufserlös von 
Fr. 214,627.21, Warenabgabe an andere Lokale in- 
begriffen. 

Auf den Betrieb im allgemeinen selır verteuernd 
wirken die Autounkosten, die sich auf über 22,000.— 
Franken belaufen. 

Der allgemeine Warenumsatz erreichte die 
Summe von Fr. 1,321,045.25, während das Schuh- 
geschäft bei einem durchschnittlichen Lagerbestand 
von Fr. 60,000.— einen Umsatz von Fr. 74,720.28 
erzielte. 

Die Totalunkosten des Betriebes belaufen sich 
auf Fr. 231,073.98, worin allerdings Fr. 56,000.— als 
Rabatte an die Konsumenten inbegriffen sind. Wir 
mussten infolge steuertechnischer Gründe zu dieser 
Verrechnung übergehen. 

Das Genossenschaftskapital-Konto ist klein. Es 
beträgt von 2059 Mitgliedern ä Fr. 10 Fr. 20,590. 
Wollte man das Verhältnis des Eigenkapitals zum 
Fremdkapital verbessern, so wäre hier eine Quelle, 
die aber aus verschiedenen Gründen nicht anzu- 
bohren ist. Das genannte Verhältnis kann nur ge- 
ändert werden durch Aeufinung der offenen und 
stillen Reserven. 

Eine harte Nuss bildet für Frauenfeld die Ab- 
tragung der Defizitschuld an die Versicherungs- 
anstalt schweiz. Konsumvereine. Sie belief sich an- 
fänglich auf Fr. 26,000.— und ist nun glücklich auf 
Fr. 13,000.— abgetragen. Es ist zu hoffen, dass 
dieser Aktivposten in der Bilanz bei gleichbleiben- 
den Ueberschüssen in den nächsten zwei Jahren ab- 
getragen werden kann. 

Der eingangs erwähnte Betriebsüberschuss er- 
hielt auf Antrag der Verwaltungsorgank folgende 
Verwendung: An Abschreibungen entfallen 5000.— 
Franken auf Immobilien, Fr. 2,136.— auf Mobilien, 
Fr. 818.05 auf Maschinen und Fr. 9000.— auf das 
Amortisationskonto Versicherungsanstalt. Total der 
Abschreibungen Fr. 16,954.05. 

An Zuweisuneen sind angeführt: a) Reserve- 
fonds Fr. 9,328.—; b) Dispositionsfonds Fr. 1,220.—; 
c) Bau- und Erneuerungsionds Fr. 5000.— und 
d) Angestellten-Unterstützungsfonds Fr. 470.40, total 
Fr. 18,000.—. Die Rückvergütung erfordert aus dem 
Reinüberschuss einen Betrag von Fr. 18,000.—, so 
dass sich nach einem Vortrag von Fr. 925.70 auf 
neue Rechnung die Totalsumme von Fr. 51,898.15 
ergibt. 

Erfreulicherweise konnte nach einer Reihe von 
Jahren eine Abschreibung an Immobilien und e: ıe 
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Einlage in den Baufonds vorgenommen werden. Die 
Immobilien weisen einen Buchwert von 1,090,000. 
Franken aus, sind zu Fr. 1,341,000.— assekuriert 
und mit Fr. 502,000.— hypothekarisch belastet. 

Die Rückschreibung auf die Warenbestände be- 
trägt im Magazin und in den Lokalen 25%, auf Mer- 
cerie- und Manufakturwaren 35%, im Durchschnitt 
also 29%. Es ist zu sagen, dass die Lagerbestände 
durchaus gesund und kurant sind. 

Die Bilanz ist nach gesunden Grundsätzen er- 
stellt und einwandfrei. Wenn die Treue der Mit- 
gliedschaft anhält, dürfte der Konsumverein Frauen- 
feld in wenigen Jahren in Blüte dastehen, 


Bi a a 


Die Generalversammlung fand am 20. Oktober 
im neu renovierten Saal zum Bahnhof statt. Es 
waren rund 280 Mitglieder anwesend, eine Betei- 
ligung, wie sie seit Jahren nicht zu verzeichnen war. 
War es eine Ersatzwahl in die Verwaltungeskom- 
mission, oder das wirkliche Interesse an der Genos- 
senschaft, auf alle Fälle war die Beteiligung einmal 
ordentlich. Bericht und Rechnung pro 1928/29 er- 
hielten die einstimmige Genehmigung. Ebenso 
wurde der beantragten Verteilung des Betriebs- 
überschusses zugestimmt. — Die Verwaltungskom- 
mission erhielt den nötigen Kredit zur Anschaffung 
eines neuen Saurer-Lastwagens. 

Die Mitglieder der Verwaltungsorgane, soweit 
sie in die Wiederwahl kamen, wurden einhellig be- 
stätigt und an Stelle des verstorbenen Herrn Kündig 
der Kandidat der Arbeiterunion, Herr Paul Gerster, 
Typograph, gewählt, von dem wir die Ueberzeugung 
haben, dass er der Genossenschaft gute Dienste zu 
leisten imstande ist. — Leider hat dieser Wahlakt 
die Gemüter während und nach der Generalver- 
sammlung erregt und es muss wiederholt der 
Wunsch ausgesprochen werden, es möchte eine Ver- 
ständigungsgrundlage gefunden werden, welche der 
bürgerlichen Richtung die Mehrheit in allen Organen 
zusichert und der Gruppe der Arbeiterunion die An- 
zahl Mandate gibt, welche sie auf Grund verschie- 
dener Wahlausgänge glaubt beanspruchen zu 
können. — Als Präsident der Genossenschaft wurde 
Nationalrat Höppli einstimmig bestätigt. H. 


Wirtschaftlicher Wochenbericht. 


Das Kabinett Tardieu hat den Franzosen eine 
Politik der Prosperität angekündigt, die es damit be- 
ginnen will, dass es einen Regen von Subventionen 
über Landwirtschaft, Handel, Industrie und sozial- 
politische Gebiete ausschütten will. Für die Land- 
wirtschaft sollen 1750 Millionen, für Industrie und 
Handel 1797 Millionen, für die Sozialpolitik 1450 Mil- 
lionen und für die Entwicklung des französischen 
Kolonialreichs gleich 3600 Millionen aufgewandt wer- 
den. Trotzdem will diese freigebige Regierung auch 
einen Abbau der Steuern durchführen, die in Frank- 
reich anscheinend ebenso drücken wie im übrigen 
Europa. 

Die Staatsmänner versprechen heute gerne 
Dinge, die dem gewöhnlichen Sterblichen den Feufer 
und das Weggli zugleich zu bieten scheinen, wie auch 
neulich der deutsche Landwirtschaftsminister von 
einer Erhöhung der Zölle den Landwirten bessere 
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Preise und zugleich den Konsumenten gleichblei- 
bende Preise versprach. 

Aber die Herren können ia mehr wie wir und 
die Franzosen waren jedenfalls angenehm überrascht 
von der Aussicht auf das gelobte Land, die ihnen in 
der Regierungserklärung eröffnet wurde. Es fragt 
sich nur, ob es mit dem Programm der neuen fran- 
zösischen Wirtschaftspolitik nicht ebenso geht wie 
mit andern Dingen, die zu schön sind, als dass sie 
lange halten oder ungetrübten Segen bringen könn- 
ten. Wenn die französische Regierung Milliarden an 
Subventionen ausschütten will, dann werden manche 
Leute finden, dass es bequemer ist, von Regierungs- 
subventionen statt von der Arbeit zu leben und zum 
Unglück für das Volk pflegen gerade solche Leute 
den Subventionsbettel am besten zu verstehen. Dann 
pflegt es gewöhnlich bei der ersten Subvention nicht 
lange zu verbleiben. Wer empfangen hat, will bald 
wieder mehr und das Beispiel seines Erfolges reizt 
auch andere, die gleiche Quelle anzubohren. In den 
vergangenen Jahrhunderten hat die französische 
Monarchie durch ihre Freigebigkeit wiederholt ein 
Schmarotzertum grossgezogen, das Frankreich mehr 
als einmal zu einem schmählichen Bankrott getrie- 
ben hat; es wird gut sein, wenn die Republik die 
Lehren der Vergangenheit nicht aus den Augen 
verliert. 

Trotz der grossen Subventionen will die Regie- 
rung die Steuerlast dem Volke um drei Milliarden 
Franken erleichtern. Man muss bedenken, dass es 
sich immer um französische Franken, also bei den 
drei Milliarden um etwa 600 Millionen Schweizer- 
franken handelt, aber auch dieser Betrag ist kein 
Pappenstiel und er beweist, dass bisher in Frankreich 
die Steuerschraube etwas scharf angezogen war. 

Das französische Wirtschaftsleben wird freilich 
eine Steuersenkung gut brauchen können. Seit eini- 
ger Zeit steigt in Frankreich der durchschnittliche 
Preisstand immer weiter an. Er steht zwar noch 
immer beträchtlich unter den Weltmarktpreisen, aber 
er zeigt wie in allen andern Ländern mit stabiler 
Währung eine beständige Tendenz zur Annäherung 
an den Weltmarkt. 

Damit verliert aber die französische Industrie 
den wesentlichsten Vorteil für den Export. Während 
Deutschland und England im ersten Halbjahr 1929 
ihre Ausfuhr etwas steigern konnten, hat die fran- 
zösische etwas verloren. Während vor einigen Jah- 
ren Frankreich nach der Schweiz mehr exportierte 
als Deutschland, hat Deutschland heute Frankreich 
wieder gewaltig überholt; es lieferte der Schweiz im 
vergangenen September für 62 Millionen Franken 
Waren, Frankreich nur für 39,5 Millionen. Wie 
überall in der Welt, so ist auch in Frankreich das 
Stiefkind der Konjunktur die Textilindustrie, deren 
Export in den ersten acht Monaten dieses Jahres um 
fast 1200 Millionen Franken gegen den gleichen Zeit- 
raum des Vorjahres zurückblieb. Zum Glück für die 
französische Volkswirtschaft haben die Metallindu- 
strie und die chemische Industrie den Ausfall 
grösstenteils wieder wett machen können. 

Beim bisherigen Stand der Dinge hat sich die 
Exportindustrie in Frankreich recht wohl befunden. 
Die Preise sind in Frankreich niedriger wie anders- 
wo, die Industrie war daher imstande, geringere 
Löhne zu zahlen und hatte auch den Vorteil gerin- 
gerer Frachtkosten, da die Eisenbahntarife sehr billig 
gehalten wurden. Infolgedessen und vielleicht auch 
weil Frankreich noch immer ein Bauernland ist, war 
die Arbeitslosigkeit in Frankreich fast unbekannt 


und das Land machte den Eindruck ungewöhnlichen 


Gedeihens. Aber wie die Preise, so sind auch die 
Löhne noch lange nicht der vollen Entwertung des 
Frankens angepasst, die Gehälter der Staatsbeamten 
selber sollen noch vielfach hinter der Entwertung des 
Frankens zurückgeblieben sein und ein billiger Ex- 
port auf Kosten unnatürlich niedriger Löhne ist in der 
Regel ein Raubbau, der sich früher oder später 
rächen muss. Bei niedrigen Löhnen und niedrigen 
Preisen kann ein Land als Ganzes zwar auch reich 
sein und reicher werden, aber der Reichtum verteilt 
sich zu ungleich im Lande, da die breiten Massen 
dann zu wenig Möglichkeiten zu Ersparnissen haben. 


Es wird eine schmerzhafte Prozedur für Frank- 
reich sein, wenn sich Preise und Löhne an den Welt- 
markt angleichen. Aber trotzdem muss man im In- 
teresse des französischen Volkes wünschen, dass dies 
kommt und dass es bald kommt. Sonst müsste 


Frankreich den Ruf eines Landes von hoher Kultur 
und günstiger Lebenshaltung der unteren Klassen des 
Volkes schliesslich einbüssen. 


Versammlung der Delegierten des Kreises I am 
6. Oktober in Broc (Greyerz). Kurz nach 10 Uhr 
trafen die Delegierten per Extrazug via Bulle am 
Konferenzort ein. Nach einem von der lokalen Kon- 
sumgenossenschaft offerierten Imbiss wird die Ver- 
sammlung im grossen Saal des Stadthauses vom 
Präsidenten, Herrn Jaccard, eröffnet. Vertreten sind 
31 Vereine mit 68 Delegierten. Anwesend sind fer- 
ner vom Verband Herr Maurice Maire, Mitglied der 
Verwaltungskommission, sowie die Herren Zahnd 
und Durand, Aufsichtsräte des Verbandes, und Herr 
Perret, Präsident des Kreisverbandes Il. Die Herren 
Suter, Vizepräsident des Aufsichtsrates und Herr 
Roumieux, früherer Präsident des Kreises I, sind 
durch anderweitige Inanspruchnahme am Erschei- 
nen verhindert. 

Aus dem vom Präsidenten erstatteten Jahres- 
bericht pro 1928/29 sei kurz folgendes hervorgehoben. 
Der Kreisvorstand hielt im Laufe des Jahres vier 
Sitzungen ab und verschickte 241 Korrespondenzen. 
Der Kreisverband umfasst gegenwärtig 65 Vereine, 
von denen sich 33 im Kanton Waadt, 22 im Wallis, 
5 in Genf und 5 im Kanton Freiburg befinden. Diese 
65 Genossenschaften besitzen 1113 Verbandsanteil- 
scheine und bezogen im Jahre 1928 für 15 Millionen 
Franken Waren von der Zentralstelle. Die Finanz- 
lage ist günstig; sie gestattete dem Vorstand, In- 
struktionskurse für Verwalter und Verkäuferinnen 
einzurichten und für die entstehenden Unkosten in 
der Hauptsache selber aufzukommen. Die Zahl der 
Kreisvereine hat sich um eine Genossenschaft ver- 
mehrt (Bouveret), die mit 55 Mitgliedern ins Leben 
trat und sich normal entwickelt. Der Staatsrat des 
Kantons Freiburg hat einen Entscheid getroffen, nach 
welchem die Sparkassen der staatlichen Kontrolle 
unterworfen werden. Gegen diesen Beschluss ist, 
sofern er unterschiedslos auf alle bezüglichen Ein- 
richtungen Anwendung findet, nichts einzuwenden. 
Nachdem nun unsere vom Revisionsverband geübte 
Kontrolle von der Behörde als hinreichend befunden 
wurde, hat der Staatsrat einen weiteren Beschluss 
gefasst, nach welchem die den Sparkassen anver- 
trauten Gelder in erstklassige Titel umgewandelt und 
bei Bankinstituten deponiert werden müssen. Die in 
Frage kommenden Vereine werden hier entspre- 
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chende Vorkehrungen treffen müssen, denn die Ge- 
nossenschafter, welche ihre Ersparnisse der Genos- 
senschaft anvertrauten, waren dabei von der Absicht 
geleitet, mit ihrem Gelde die Entwicklung der ge- 
nossenschaftlichen Institutionen zu begünstigen und 
sahen ihre Einlagen durch die Anteilscheine, Immo- 
bilien, Warenvorräte etc. verbürgt. Die Genossen- 
schaft von Moudon hat sich der Revisionsstelle des 
Kreises angeschlossen, womit die Zahl der zugehöri- 
gen Vereine auf 16 gestiegen ist. Im Berichtsjahr 
wurden 25 Vorträge gehalten, und zwar in Genf, 
Yverdon, Bex und Monthey, doch mögen nicht alle 
Versammlungen zur Kenntnis des Vorstandes ge- 
bracht worden sein. Das Zentralkomitee der Frauen- 
kommissionen hat den Vorort gewechselt und hat 
seinen Sitz jetzt in Basel. Dem durch Zirkular aus- 
gedrückten Wunsch, es möge eine Vertreterin dieses 
Zentralkomitees zu unseren Generalversammlungen 
zugelassen werden, wird bereitwillig entsprochen 
und der Vorstand erklärt sich geneigt, auch die De- 
legationskosten für eine solche vom Zentralkomitee 
der Frauenkommissionen zu bestimmende Abge- 
ordnete zu übernehmen. — Unter weiteren Mittei- 
lungen des Berichterstatters ist hervorzuheben, dass 
am 23. und 24. November in Lausanne ein Kurs für 
Verwalter und Verkaufspersonal stattfindet, der von 
den Herren Maire, Dr. Pritzker und einer Instruk- 
tionsverkäuferin geleitet wird. Ein anderer Unter- 
richtskurs für Schaufensterdekoration ist zu Anfang 
nächsten Jahres in Aussicht genommen. — Der Be- 
richt wird durch Akklamation der Versammlung gut- 
geheissen. Auch die anschliessend erstatteten Be- 
richte des Kassierers und der Kontrolleure werden 
einmütig gebilligt. 


Nach einer kurzen Aussprache, in welcher u.a. 
die häufigere Benutzung des Radio für Vorträge 
empfohlen wird, nimmt Herr Maurice Maire das 
Wort, um die von der Verwaltungskommission des 
Verbandes den Kreisverbänden zur Behandlung 
unterbreiteten Fragen zu erläutern. Die in der Ver- 
sammlung zirkulierenden Proben des neuen illu- 
strierten Blattes, das gratis mit der «Coop6ration» 
verschickt werden soll, scheinen Gefallen zu finden. 
Herr Privat findet, dass ein geringerer Abonnements- 
preis vorzuziehen wäre und dass dem Blatt Eingang 
in das noch nicht genossenschaftliche Publikum ver- 
schafft werden sollte. Er empfiehlt einen anziehenden 
Inhalt, besonders Reisegeschichten, doch müsse alles 
in genossenschaftlichem Geiste redigiert werden, — 
Die Frage der Zusammenlegung der Sitzungen der 
Zweckgenossenschaften mit unserer Delegiertenver- 
sammlung kommt nicht zur Behandlung, da Herr 
Maire bemerkt, dass es sich zunächst um einen Ver- 
such handelt; eine definitive Stellungnahme könne 
erst später erfolgen. Als nächster Konferenzort wird 
Bouveret bestimmt, während für die Herbstver- 
sammlung 1930 Moudon in Aussicht genommen wird. 
Nach Schluss der Verhandlungen vereinigten sich die 
Teilnehmer zu einem gemeinsamen Mittagessen im 
Hotel Bellevue, an dem rund 100 Personen teil- 
nahmen. Eine Besichtigung des Greyerzer Schlosses 
und des Elektrizitätswerkes bildeten das Finale die- 
ses in ieder Beziehung prächtig verlaufenen Herbst- 
tages. 


Herbstkreiskonierenz des Kreises V (Aargau). 
Unter dem Vorsitz unseres langjährigen Präsidenten 
Herrn G. Schweizer, Verwalter in Turgi, versammel- 
ten sich am 20. Oktober 1929 nachmittags 2 Uhr in 
unserer Residenz (mit Einschluss der HH. Zellweger, 
Hof und Villiger vom Verband und der Frauen 
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Ryser-Biel und Misteli-Aarau vom genossenschaft- 
lichen Frauenbunde) 157 Delegierte. Sehr wahr- 
scheinlich zog es viele Genossenschafter nach Aarau, 
um einmal auch in dem Saale der aargauischen 
Grossräte zu tagen, wenigstens freute sich nicht nur 
der Präsident, im Grossratspräsidentenstuhle zu 
tronen, sondern auch Frau Ryser freute sich — wenn 
man ihren Worten glauben darf — ausserordentlich 
in diesem Saale, der sonst den Frauen verschlossen 
bleibt, einen Grossratssitz einzunehmen. Trotz dem 
anziehenden Tagungsort liessen es sich 8 Vereine 
(und zwar fast ohne Ausnahme immer die gleichen) 
nicht nehmen, unentschuldigt mit Abwesenheit zu 
glänzen; es sind dies Etzgen, Frick, Magden, Rot- 
tenschwil, Stein, Unterkulm, Wallbach und Wohlen. 

Die gewohnten Traktanden, Protokoll, Mittei- 
lungen des Kreisvorstandes, waren bald erledigt, 
ersteres wurde noch verlesen und stillschweigend 
genehmigt. Unter Mitteilungen gab der Präsident 
bekannt, dass vor mehr als Jahresfrist von National- 
rat Müri im Grossen Rat eine Motion für ein neues 
kantonales Ladenschlussgesetz eingereicht wurde, 
aber bis heute ist alles darüber noch still geblieben. 


Ueber das Traktandum Propaganda des 
V.S.K. referiert in wohldurchdachtem Vortrage 
unser altbekannte Herr Zellweger. 

Das für uns bis jetzt beste Propagandamittel ist 
unstreitig das «Genossenschaftliche Volksblatt»; von 
den dem V.S.K. angeschlossenen Verbandsvereinen 
haben heute deren 390 das «Genossenschaftliche 
Volksblatt» abonniert. Von den 56 aargauischen 
Vereinen sind heute 48 Vereine Abonnenten. Bei nur 
einigermassen gutem Willen der Vereinsvorstände 
wäre es möglich, auch die letzten 8 Vereine unter 
die Abonnenten zu reihen. Durch intensivere Mit- 
arbeit von Vereinsverwaltungen durch Benützung 
der vierten Seite könnte noch viel zur Propaganda 
und damit zur Stärkung der Vereine beigetragen 
werden. Immer mehr wächst im Volke das Bedürf- 
nis, das geschriebene Wort durch Bilder zu ergän- 
zen. Die Verwaltungsbehörden haben deshalb be- 
schlossen, dem Volksblatt eine 14-tägige illustrierte 
Beilage beizulegen, worin in der Hauptsache genos- 
senschaftliche Einrichtungen des In- und Auslandes 
im Bilde (Tieidruck) festgehalten werden. Die 
Kosten dieser Beilage wird im kommenden Jahre 
der Verband übernehmen. Nebst dieser Erweiterung 
der Propaganda gibt es eine Reihe genossenschaft- 
licher Schriften, Broschüren, Sentenzen, die durch 
die Vereine in das Volk hinaus getragen werden 
sollen zur Erweiterung und Vertiefung des Genos- 
senschaftsgedankens. 


Der Film, der im Volke grossen Anklang findet, 
soll in Zukunft auch für das Genossenschaftswesen 
vermehrte Verwendung finden. Ein schweizerischer 
Genossenschaftsfilm kann seit einiger Zeit vorge- 
führt werden. Neben dieser Propaganda darf aber 
die Ausbildung des Personals nicht zurückbleiben. 
Das Seminar im Freidorf sorgt hier in vorbildlicher 
Weise in Vierteliahreskursen für Verkäuferinnen, 
sowie in acht- und vierzehntägigen Kursen für Vor- 
stände und Verwalter, für die Heranbildung geeig- 
neten Personals. Auch das Ferienheim in Weggis, 
das in diesem Jahr zum ersten Mal eröffnet wurde 
und bereits einigen hundert Personen für je 8 Tage 
gratis zur Verfügung gestellt wurde, wird zur wei- 
teren Entwicklung des Genossenschaftsgedankens 


beitragen helfen. Neben all dieser Propaganda ist 
es jedoch unerlässlich, das Hauptaugenmerk auf gute 
Ware und gute Bedienung, sowie eine angemessene 
Rückvergütung zu 


richten. Sind diese Voraus- 
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setzungen alle vorhanden, so ist es um unsere Sache 
gut bestellt, 

In der anschliessenden Diskussion regt Grai- 
Menziken an, der Verband solle der neuzeitlichen 
Anforderung entsprechend den Vereinen an neue 
Laden-Einrichtungen einen Beitrag verabiolgen, den 


guten Bezügern beim V.S.K. vielleicht etwas mehr | 


als den weniger guten, das wäre ebenfalls ein gutes 
Propagandamittel. Frau Ryser überbringt die Grüsse 
des Schweiz. Genossenschaftlichen Frauenbundes. 
Sie ist hocherfreut über die Ausführungen des Re- 
ferenten, bemängelt jedoch das «Genossenschaftliche 
Volksblatt», das für einen grossen Teil der Frauen 
zu wenig interessant ausgestaltet sei. Den Frauen- 
kommissionen sollte auch vermehrte Aufmerksam- 
keit geschenkt werden. Kaufimann-Möhlin und 
Wütherich-Lenzburg finden immer noch als 
wirksamste Propaganda billige und gute Waren, die 
hohe Rückvergütung darf selbstverständlich auch 
nicht fehlen. Letzterer erblickt in der Vermittlung 
von frischen Früchten zu Selbstkostenpreisen eben- 
falls eine wirksame Propaganda. 

Ueber die Zusammenlegung der General- 
versammlungen der Zweckgenossen- 
schaften mit der Delegiertenversammlung des 
V.S.K. führt Herr Zellweger aus, dass dies für 
das nächste Jahr versuchsweise durchgeführt wer- 
den soll, und zwar im Interesse einer Ersparnis der 
einzelnen Vereine. 

Im Anschlusse an das Referat erklärt Herr Vil- 
liger die im Saale aufgestellten automatischen 
Wagen, solche zur Anschaffung empfehlend. Als 


nächste Konferenzorte melden sich Zurzach, 
ÖOthmarsingen und Zofingen. 


Letzteres erhält mit 
grossem Mehr den Vorzug. 
Unter Verschiedenem stellt Wi 


Rupperswil folgende Resolution: 


«Die Delegiertenversammlung des Kreises V hat 
von der vom Genossenschaftsrat des L. V.Z. an den 
V.S.K. sowie an alle dem V.S.K. angeschlossenen 
Konsumvereine mit über 1 Million Franken Umsatz 
eingereichten Motion betreffend eine Abwehraktion 
gegen die bundesrätlichen Erhöhungen der Butter-, 
Schweineschmalz- und Kartoffelzölle und der Vieh- 
einfuhrsperre Kenntnis genommen, lehnt es aber im 
Namen der aargauischen Vereine einmütig ab, an 
einer solchen Aktion teilzunehmen, indem sie sich 
voll und ganz auf den Standpunkt der Verbands- 
behörden stellt, wie solcher im «Schweiz. Konsum- 
Verein» vom 12. Oktober 1929 publiziert wurde. In 
Anbetracht der nachteiligen Folgen, die ein solches 
Vorgehen für die schweizerische Konsumvereins- 
bewegung im allgemeinen und für die vielen länd- 
lichen Konsumvereine im besonderen haben würde, 
empfiehlt die Versammlung auch andern Kreisver- 
bänden, an der vom L. V.Z. geplanten Aktion nicht 
mitzuwirken. 


Dagegen erachtet die Kreisversammlung den 
heutigen Zeitpunkt für günstig, um die Initiative zu 
ergreifen, Konsumvereine und landwirt- 
schaftliche Genossenschaften für eine 
Politik der Verständigungunddes Zu- 
sammenarbeitens zu interessieren. Die Ver- 
sammlung ersucht die Verbandsbehörden, mit den 
Verbänden landwirtschaftlicher Genossenschaften in 
diesem Sinne Fühlung zu nehmen und Mittel und 
Wege zu suchen, um die Anbahnung gegenseitiger 
direkter Beziehungen wenn immer möglich zu ver- 
wirklichen.» 

Wiederkehr stellt hierzu folgende Anregungen 
an den V.S.K.: 


ederkehr- 


Vornahme von Erhebungen vermittelst Frage- 
bogen bei den einzelnen Konsumvereinen betreffend: 


a) Ihre Stellungnahme in dieser Angelegenheit; 

b) das Verhältnis, wie solches heute zwischen 
Konsumverein und landwirtschaftlicher Genos- 
senschaft besteht, insofern sich am Erhebungsorte 
auch eine landwirtschaftliche Genossenschaft be- 
findet; 

c) die Aussichten und der Erfolg, die nach der 
Meinung des betreffenden Verbandsvereins eine 
Zusammenarbeit bringen würde; 

d) Wünsche und Anregungen; 

e) verschiedene andere Fragen, die sich bei ein- 
gehender Behandlung dieser Angelegenheit noch 
ergeben würden. 

Ferner, d.h. insofern die landwirtschaftlichen 
Verbände Interesse zeigen, mit den Konsumvereinen 
in nahe Beziehungen zu treten: 

Gleichzeitige gemeinsame Propaganda in den 
Publikationsorganen des V.S.K. und in denjenigen 
der landwirtschaftlichen Genossenschaften für das 
Zusammenwirken und die Aufnahme der gegenseiti- 
gen direkten Beziehungen zwischen Konsumvereinen 
und landwirtschaftlichen Genossenschaften. 

Gemeinsame Aufstellung von Richtlinien als 
Basis zur Anbahnung von erspriesslicher Zusam- 
menarbeit von Verbraucher und landwirtschaftlichem 
Produzent durch das Mittel ihrer Genossenschaften. 


Die anschliessende Diskussion scheint hitzigen 
Charakter annehmen zu wollen. Da aber die Reso- 
lution erst kurz vor Versammlungsschluss verlesen 
wurde und nicht zur Aufnahme auf der Geschäfts- 
ordnung angemeldet war, wird einem ÖOrdnungs- 
antrag Denzler-Baden zugestimmt, diese Ange- 
legenheit heute nicht zu behandeln. 

Kieser- Aarau macht die Anregung zur Grün- 
dung von Schuh-Zweckgenossenschaften auf grösse- 
ren Plätzen durch die « Schuh-Coop». Den Aus- 
führungen des Herrn Zellweger ist zu entnehmen, 
dass diese Sache von den massgebenden Stellen 
darauf geprüft wird, ob ein Bedürfnis vorliegt. 


Werder- Aarau trägt an, ob der V.S.K. durch 
die Revision der Vereine auch die Verantwortung 
dafür übernehme, was Herr Hof, gestützt auf einen 
Beschluss der V.S.K.-Behörden, ausdrücklich ver- 
neint. Eichenberger-Beinwil regt an, dass die 
obligatorische Revision durch den V.S.K. bei den 
gut fundierten Genossenschaften nur noch alle zwei 
Jahre im Interesse einer Ersparnis durchzuführen sei. 
Dieser Antrag wird abgelehnt. 

Um 5 Uhr konnte der Präsident die interessante 
Tagung schliessen. 


Wallenstadt. (S.-Korr.) Die am 29. September 1929 im Hotel 
«Post» stattgeiundene 30. Generalversammlung war besonderer 
Umstände wegen nicht so zahlreich besucht wie in den Vor- 
jahren, aber dessen ungeachtet hatte die Genossenschaftstagung 
einen guten Verlauf zu verzeichnen. 

Mit einem kurzen Rückblick auf das abgelaufene Betriebs- 
jahr eröffnete der Vizepräsident, Herr Hauptmann Hans Winkler, 
die Generalversammlung, die Anwesenden, welche sich um das- 
Wohl und Wehe der Genossenschaft interessieren, herzlich will- 
kommen heissend. 

Bericht und Jahresrechnung wurden auf Antrag des Ver- 
waltungsrates und Rechnungskommission und auf Grund des 
Gutachtens der Treuhandabteilung des V.S.K. in Basel unbe- 
anstandet, unter bester Verdankung an die Verwaltung ge- 
nehmigt. In der allgemeinen Umfrage nahm der Vorsitzende 
folgenden Antrag entgegen: 
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Der Verwaltungsrat möge baldigst dafür besorgt sein, einen 
Referenten zu gewinnen für Abhaltung eines Referates über 
Förderung des Genossenschaftswesens (eventuell mit Filmvor- 
führungen) anlässlich eines Frauenabends. Anschliessend an die 
Verhandlungen entbietet der Vorsitzende allen Mitgliedern herz- 
lichen Dank für die treue, tatkräftige Unterstützung und gibt 
der angenehmen Hoffnung Ausdruck, dass die Mitglieder auch 
zukünftig durch vermehrte Treue dazu beitragen mögen, 
dessen Umsatz weiterhin in aufsteigende Linie zu bringen, 
was nur möglich sein wird, wenn jedes Mitglied seine täz- 
lichen Bedürfnisse in den eigenen Verkaufslokalen kaufen wird. 

Im weitern wurde auch dem Verwalter für treue Pflicht- 
erfüllung seiner Obliegenheiten, sowie dem übrigen Verkaufs- 
personal für geleistete Arbeit, der beste Dank zu Protokoll 
ausgesprochen. Sodann vollzog sich der gemütliche zweite 
Teil, bei welchem Anlasse jedem Anwesenden ein währ- 
schafter Gratisschüblig mit Kartoffelsalat verabfolgt wurde, 

Dem Bericht ist zu entnehmen. dass das Rechnungs- 
ergebnis zufriedenstellend abgeschlossen hat. Der (Gesamt- 
umsatz erreichte die Summe von Fr. 192,654.97 gegenüber 
Fr. 177,374.68 im Vorjahre; der Netto-Ueberschuss von 
Fr. 3399.64 findet folgende Verwendung: Einlage in den Re- 
servefonds Fr. 2000.—, sowie 1% Rückvergütung nur an Mit- 
glieder Fr. 1229,13; an Kundenrabatt (7%) wurden während 
des Betriebsiahres Fr. 10,774.10 ausbezahlt. Ferner gestattete 
der erfreuliche Rechnungsabschluss folgende Abschreibungen: 
Immobilien Fr. 2000.—, Mobilien Fr. 1124,50; vom Waren- 
bestand sind wiederum 30% abgeschrieben worden. 

Von den wichtigsten Bilanzposten seien die folgenden er- 
wähnt: Aktiven: Warenvorrat und Ausstände Fr. 57,904.17; 
Mobilien, Buchwert Fr. 8500.—; Immobilien Fr. 92,500.--; 
Wertschriften und V.S.K. Basel Fr. 5065.05. Passiven: Anteil- 
scheine Fr. 2780.—; Reservefonds Fr. 14,000.—; Mitgliedergut- 
haben Fr. 60,901.25; Hypotheken Fr. 86,000.—; Netto-Ueber- 
schuss Fr. 3399.64. An Steuern zahlte die Genossenschaft: 
Fr. 1248.45. 


Verbandsnachrichten 


Aus den Verhandlungen der Sitzung der Verwaltunsskommission 


vom 8. und 12. November 1929, 


1. Die Konsumgenossenschaft Goldau wird dem- 
nächst in Arth a.Sce ein neues Verkaufslokal er- 
öffnen. Um Verwechslungen mit der bisherigen 
Filiale Ober-Arth vorzubeugen, werden die verschie- 
denen Departemente und Abteilungen des V.S.K. 
ersucht, die Adressierung von Post- und Balınsen- 
dungen für die neue Filiale wie folgt vorzunehmen: 
Konsumgenossenschaft Goldau, Filiale Arthı a.See, 
Bahnstation Arth a. See, Poststelle Arth a. See, 

2. Dem Genossenschaftlichen Seminar (Stiftung 
von Bernhard Ja&ggi) sind folgende Zuwendungen 
gemacht worden: 


Konsumverein Grabs Fr. 300.— 

Konsumgenossenschaft Brugg » 200.— 

Konsumgenossenschaft Lengnau » 100.— 

Diese Ueberweisungen werden anmit bestens 
verdankt. 


3. Den Verbandsvereinen diene anmit zur Kennt- 
nis, dass am 7. November 1929 ein Verband zur Be- 
kämpfung desZugabeunwesens gegründet worden ist, 
der die Bekämpfung des Prämien-, Geschenk- und 
Zugabeunwesens bezweckt. 

Neben dem V.S.K., dem Verband ostschweiz. 
fandwirtschaftlicher Genossenschaften und dem Ver- 
band der Genossenschaften «Konkordia» der Schweiz 
haben sich alle bedeutenderen Detaillistenorganisa- 
tionen wie Verband schweiz. Spezereihändler, Solo- 
thurn, «Union» Schweiz. Einkaufsgesellschaft Olten, 
Schweiz. Rabatt-Verband, Biel, sowie andere, lokale 
Einkaufsgenossenschaften und Grossdetaillisten an- 
geschlossen. 

Die Ausführung der erforderlichen Arbeiten 
wurde einer Geschäftsstelle übertragen, deren Mit- 


teilungen ieweilen auch in der Verbandspresse publi- 
ziert werden. 

4. Auf Samstag, den 30. November 1929, abends 
5 Uhr, wird eine Sitzung der Verwaltungskommission 
mit den ersten Angestellten des V.S.K., den Mit- 
gliedern des Ausschusses des Aufsichtsrates sowie 
den in Basel wohnenden Leitern von Zweckgenos- 
senschaften einberufen. 

Auf Mittwoch, den 11. Dezember 1929, 16 Uhr, 
wurde sodann eine Sitzung des Ausschusses des Auf- 
sichtsrates und auf Samstag und Sonntag, den 14. 
und 15. Dezember 1929, eine Tagung des Aufsichts- 
rates angesetzt. 


l. Dem Verbandsverein Societ&e coop. de con- 
sommation Villars-Burquin wird zu seinem am 14. 
November 1929 stattfindenden Jubiläum des 25jähri- 
gen Bestehens ein Glückwunschschreiben zugesandt. 

2. Dem Genossenschaftlichen Seminar (Stiftung 
von Bernhard Ja&ggi) ist vom Konsumverein Netstal 
ein Betrag von Fr. 200.— überwiesen worden, der 
anmit bestens verdankt wird. 
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Genossenschaitlicher Arbeitsmarkt 


Nachfrage. 


rösserer Konsumverein der Ostschweiz sucht mit Antritt 

auf 1. Januar 1930 für das Hauptdepot mit einem jährlichen 
Umsatz von ca. 180,000 Franken tüchtige erste Verkäuferin, 
die in der Lebensmittelbranche absolut bewandert ist. Be- 
werberinnen, welche über gute Zeugnisse und Referenzen ver- 
fügen, mehrjährige Praxis ın Genossenschaft nachweisen können, 
wollen ihre Offerten bis I. Dezember 1929 mit Angaben des 
Alters und der Saläransprüche unter Chiffre A. K. V. 129 an 
den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel richten, 


Angebot. 


jr tüchtiges Ehepaar, das schon fünf Jahre lang eigene 
Bäckerei-Konditorei mit Spezereihandlung mit bestem Erfolg 
betrieben hat, sucht Existenz als Depothalter event. miı käk- 
kereibetrieb, oder der Mann Stelle als selbst. Bäcker in solchem 
Betrieb. Kaution kann geleistet werden. Offerten sind zu 
richten unter Chiffre W. N. 189 an den Verband schweiz. Kon- 
sumvereine in Basel. 


Aiterer, selbständiger Bäcker sucht Lebensstellung in Kon- 
sumverein auf dem Lande. Würde event. auch Magaziner- 
stelle etc. annehmen. Offerten unter Chiffre R. F. 191 an den 
Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


a ghrige Tochter, als Verkäuferin in der Lebensmittel-, 
Schuh- und Manufakturwarenbranche gut bewandert, 
sucht ihre mehrjährige Stellung zu verändern. Eine solche 
Ladenstelle wird bevorzugt, wo sie Gelegenheit hat, später als 
Filialleiterin zu wirken. Zeugnisse und Referenzen zu Diensten. 
Gefl. Offerten unter Chiffre M. G. 190 sind an den Verband 
schweiz. Ko:.sumvereine in Basel zu richten. 


Redak:ionsschluss: 14. November 1929. 
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